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Inhalt der Gesetzsammlung.
L77- 266. Das zu Berlin am 19. März 1880 aus¬
gegebene 15. Stück der Gesetz-Sammlung enthält:

Nr. 8704. Gesetz, betreffend die Erweiterung der
Staatseisenbahnen und die Betheiligung des Staates
bei mehreren Privateisenbahn-Unternehmungen. Vom
9. März 1880.

Verordnungen n. Bekanntmachungen
der Central-Behörden.

S7L 271 Statuten
der Fener-Versichernngs-Gesellschaft „Rheinland" in Nenß.
I. Firma, Sitz, Gerichtsstand, Zweck und Daner

der Gesellschaft.
K. 1. Unter der Firma:

Feuerversicherungs-Gefellfcha f t „Rheinland"
wird auf Grund des gegenwärtigen Statuts nnd in Ge¬
mäßheit der gesetzlichen Bestimmungen eine Aktien-Gesell¬
schaft gegründet, welche ihren Sitz in Neuß hat.

Der Gesellschaft ist es gestattet, an den ihr geeignet
erscheinendenOrten Agenturen oder Zweigniederlassungen
zu errichte«. Sie nimmt Recht sowohl vor dem zustän¬
digen Gerichte ihres Domieils, als auch vor den in den
Versicherungsverträgen für den Einzelfall etwa vorge¬
sehenen Gerichten.

§. 2. Die Gesellschaft hat den Zweck, sei es in direkter
Weise, fei es im Wege der Rückversicherung, Mobilar
nnd Jmmobilar gegen den Schaden zu versichern, wel¬
cher dnrch Fener, Blitz oder Explosion, sowie dnrch das
bei Feuersbrünsten gescheheneLöschen, Niederreißen oder ?
Ausräumen verursacht wird und in der Beschädigung,
Vernichtung, oder dem Abhandenkommen versicherter
Gegenstände besteht.

Z. 3. Die Dauer der Gesellschaft wird anf fünfzig
Jahre vom Tage der erfolgten Eintragung in das Han¬
delsregister festgesetzt. Die Generalversammlung kann
vorbehaltlich der staatlichen Genehmigung eine Verlän¬
gerung der Gesellschaftsdauer beschließen. (K. 25.)

ll. Aktienkapital, Aktien und Aktionäre,
ß. 4. Das Grundkapital der Gesellschaft ist aus drei

Millionen Reichsmark festgestellt,eingetheilt in zweitausend
Aktien von je fünfzehnhundert Mark.

Ausgegeben zu Düsseldorf a»i 27. März 1880.

Das Aktienkapital kaun durch Beschluß der General¬
versammlung vorbehaltlich der staatlichen Genehmigung
über 3 000 000 Mark hinaus erhöht werden. (H. 25.)

ß. 5. Auf jede Aktie sind zwanzig Prozent des No¬
minalbetrages oder dreihundert Reichsmark baar einzu¬
zahlen. Für den Rest von 80 Prozent oder zwölfhundert
Reichsmark anf jede Aktie bleibt der Aktionär verhaftet
und hat darüber zwei mit dem gesetzlichen Stempel ver¬
sehene Wechsel gemäß Formular 1 und 2 auszustellen,
deren Bezahlung nur nach Maßgabe dieses Statuts ge¬
fordert werden kann. (Z. 9.)

Die Wechsel der Aktionäre, welche in einem Lande
wohnen, wo die deutsche Wechselordnung keine Geltung
hat, müssen außerdem mit der Wechselbürgschaft einer
dem Aussichtsrathe genehmen, inländischen Person versehe»
sein, welche sich durch Unterzeichnung denselben Vorschriften
in Bezug auf den Wechsel unterwirft, wie sie für die
Aktionäre gelten. Später auswandernde Aktionäre sind
verpflichtet, binnen vier Wochen nach der Auswanderung
diese Bestimmung nachträglich zu erfüllen.

Die Aktienwechfel werden unter doppeltem Verschlüsse
in einem feuerfesten Depot untergebracht; der Aufsichts¬
rath bestimmt zwei seiner Mitglieder, welche je einen
Schlüssel in Besitz nehmen; wird ein Schlüsfelbewahrer
in den Vorstand delegirt, so ist an dessen Stelle ein an¬
deres Mitglied zum Bewahrer des Schlüssels zu wählen.

Der Aufsichtsrath ist befugt, die Bonität der Aktien¬
wechsel jederzeit zu prüfen nnd eventuell deren Einlösung
oder die Sicherstellung des Betrags durch Unterpfand in
pnpillarisch sichern Hypotheken oder sonstigen Papieren
zu verlangen, in welchen nach H. 19 das Grundkapital
der Gesellschaft angelegt werden darf. Der Aktionär
kann anch freiwillig statt der Wechsel Werthe hinterlegen,
welche den Forderungen des Z. 19 n. nnd d entsprechen.

Die Gesellschaft übernimmt nur die ordnungsmäßige
Verwaltung aller an Stelle der Wechsel gegebenen Werthe
und zahlt die daraus erzielten Gefälle an den betreffenden
Aktionär baar aus; für die Werthvermiuderuug des Un
terpfandes, welche ohne eine nachgewieseneVerschuldung
der Gesellschaft eintritt, ist sie nicht verantwortlich.

Auf solche Unterpfänder bezügliche Verträge sind in
denjenigen Formen zu errichten, welche der Aufsichtsrath
zur Sicherung der Gesellschaft für angemessen erachtet.

H. 6. Die Aktien sind nntheilbar und lanten aus
Namen. Dieselben werden gemäß Formular Ü nach



Nummern voil Eins bis Zweitausend ausgefertigt und

mit Dividendclischciuen für zehn Jahre nebst Talons ge¬

mäß den Formularen L und I) versehen.

Nach Ablauf von zehn Jahren wird gegeu Eiureichuug

des Talons eine neue zehnjährige Serie von Dividenden-

fcheinen nebst Talon verabfolgt.

Z. 7. Die Zntheilung, fowie die Uebertraguug von

Aktien unterliegt der Genehmigung des Anfsichtsrathes.

Derselbe kann die Genehmigung verweigern, ohne zur

Angabe vou Gründen verpflichtet zu sein.

Ueber den Antrag auf Uebertragnng von Aktien, wel¬

cher schriftlich unter Bezeichnung des Namens, Standes

und Wohnortes dessen, anf den die Umschreibung erfolgen

soll, vou dem Inhaber zu stellen ist, entscheidet der Äns-
sichtsrath innerhalb vier Wochen.

Der Rechtsnachfolger im Besitze einer nicht durch Un¬

terpfand oder Bezahlung voll gedeckten Aktie hat der Ge¬

sellschaft Wechsel gemäß Formular ^ 1 uud 2 auszu¬

stellen uud einzuliefern, bevor die Aktie überschrieben wird.

Es wird jedoch der frühere Inhaber von seinen bis¬

herigen Verpflichtungen nur vorbehaltlich der Bestimmung

in Art. 223 Al. 3 des Allgemeinen Deutschen Handels¬

gesetzbuchs und nnr dann befreit, wenu dies Seitens der

Gesellschaft ausdrücklich erklärt ist, uud der neue Erwerber

erlangt nicht eher die Rechte eines Aktionär?, bis die

Aktie auf ihn überschrieben worden ist. Die geschehene

Ueberschreibung wird voni Vorstande auf der Rückseite

der Aktie bescheinigt.

H. 8. Kein Aktionär darf mehr als vierzig Stück uicht

voll eingezahlte oder nicht voll gedeckte Aktien besitzen;

der Aufsichtsrath kann dabei diejenigen Aktien mitzählen,

für deren Wechsel nach Z. 5 Al. 2 vou einem inländischen

Aktionär gebürgt worden ist.

tz. 9. Ueber etwa erforderliche, weitere baare Ein¬

zahlungen anf die Aktien hat der Aufsichtsrath Beschluß

zu fassen. Eine Nachzahlung mnß ausgeschrieben werden,

sobald die Jahresbilanz ergeben sollte, daß die früheren

pflichtmäßigen Baareinzahlnngen auf die Hälfte durch

Geschäftsverluste reduzirt sind. Gleichzeitig mit der Aus¬

schreibung ist eiue Generalversammlung zn berufen uud

derselben der Vermvgensstand der Gesellschaft darzulegen.

Die Ausschreibung erfolgt für alle nicht bereits voll

eingezahlte Aktien gleichmäßig; die voll eingezahlten

Aktien müssen von den Besitzern mit den Quittungen

über die Mehrzahluugeu in demselben Termine vorgelegt

werden. Der Aktionär, gleichviel ob er nen einzahlt oder

ch als Besitzer einer vollgezahlten Aktie ausweist, erhält

ber die nen ausgeschriebene Rate eine Quittung nach

mein vom Aufsichtsrathe festzustellenden Formular. Anf

,em im Depot der Gesellschaft befindlichen Wechsel wird

mrch Abstempelnng die geschehene fernere Zahlung ver-

icrkt; in ähnlicher Weise wird in der vorgelegten Qnit-

ung über die Vollzahlnng die nunmehrige Reduktion

durch Stempelung eingetragen; endlich erfährt anch die

Aktie eine entsprechende Abstempelnng. Alle drei Ver¬

merke sind vom Vorstande zu unterzeichnen, der auch mit

der Erhebung der Gelder betrant wird. — Ob als Un

terpsand gegebene Werthpapiere (§. 5 Al. 4) in den defi¬

nitive» Besitz der Gesellschaft au Stelle der Ratenzahlung

übergehen können, entscheidet der Anssichtsrath.

Kann bei Gelegenheit der Nachzahlung eine Aktie

oder eine Quittung über geleistete Vollzahlnng nicht

vorgelegt werden, so ist innerhalb acht Tagen das

Mortifikatiousverfahren (H. 15) eiuznleiten. Die Un¬
möglichkeit der Vorlage eines dieser Dokumente be¬

rechtigt nicht, die ausgeschriebene Ratenzahlung zn ver¬
schieben.

Z. 10. Für alle verspäteten Zahlungen (H. 5 Al. 4

nnd 9) hat der Aktionär Zinsen zu sechs Prozent p. a,.
zn vergüten; außerdem verfällt er iu eine Conventional-

strafe von fünf Prozent des rückständige» Betrages.

Eine Konventionalstrafe von drei Mark tritt ein für

jeden Wechsel, dessen Ausstellung oder Erneuerung vor

Ablauf der Präsentationssrist nicht rechtzeitig bewirkt,

oder für welchen nicht rechtzeitig gemäß Z. 5 Al. 2 die

Wechselbürgschaft beigebracht wird.

S. 11. In folgenden Fälleu ist der Aufsichtsrath be¬

rechtigt, die Aktien eines Aktionärs zu verkaufen:

a>. wenn ein Aktionär stirbt, oder eine Aktien besitzende

Corporation, Firma oder juristische Persou zu existireu

aufgehört hat, und wenn die Erben resp. Rechtsnach

folger resp. Liquidatoren innerhalb dreier Monate nach

Eintritt des Ereignisses die Aktie nicht anf einen dem

Aufsichtsrathe genehmen Erwerber übertragen haben;

li. Wenn ein Aktionär in ein Land übersiedelt, wo

das deutsche Wechselrecht keiue Geltung hat und er

uicht biuueu vier Wochen nach der Auswanderung die

Aktieuwechsel baar eiulöst, oder durch Bürgschaft nach

Z. 5 Al. 2, oder durch Unterpfand nach Ermessen des

Anfsichtsrathes den jederzeitigen Eingang der Wechsel

sicher stellt;

e. Wenn ein Aktionär den statntgemäßen Verpflich¬

tungen (ZK. 5, 7—9 nnd 20) nicht rechtzeitig nachkommt,

obgleich er nach Art. 221 Al. 2 des Allgemeinen deut¬

schen Handelsgesetzbuches dazu aufgefordert wurde;

Wenn eine Exekution oder ein Arrest auf die Aktie

ausgebracht wird;

0. Wenn gegen den Aktionär eine Wechselexekntion

verfügt, oder wenn eine anderweitige Exekution gegen

ihn vollstreckt ist, ohne daß der betreffende Gläubiger

volle Befriedigung gefunden hat;

t'. Wenn der Aktionär außergerichtlich Stundung oder

Nachlaß bei seinen Gläubigern nachgesucht hat;

A. Wenn der Aktionär in Concnrs oder iu Vermögens-

verfall geräth;

l>. Wenn ihm sonst die freie Verfügung über sein

Vermögen ganz oder theilweise entzogen wird;
1. Wenn bei der mindestens einmal jährlich vom Ans-

sichtsrathe vorzunehmenden Prüfung der Bonität der

Aktienwechsel diese zweifelhaft erscheint, nnd wenn nicht

binnen vier Wochen nach Aufforderung für dem Anf-

fichtsrathe genügende Sicherheit oder für Uebertragnng
der Aktie an eine dem Anfsichtsrathe genehme Person

gesorgt ist;

Die Einleitung nnd Durchführung des Verkaufsver-

fahreus schmälern die sonstigen Rechte der Gesellschaft



gegen den Aktionär und ans dem Aktienwechscl nicht,

auch braucht deshalb die gerichtliche oder außergericht¬

liche Geltendmachnng aller Rechte nicht vertagt zu werden,

Z. 12. Tritt den vorstehenden Bestimmungen ent¬

sprechend ein Verkauf von Aktien ein, dauu hat der In¬

haber der Aktien diese uebst Dividendenscheiuen und

Talons innerhalb vier Wochen nach geschehener Auf¬

forderung zurückzulieseru, widrigenfalls die Gesellschaft
befugt ist, die Aktien mit Zubehör nach §. 15 für un¬

gültig erklären zu lassen uud eine gleiche Anzahl nener

Aktien nebst Divideudenscheinen und Talons unter neuen

Nummeru auszufertigen.

K. 13. Weuu beim Ablauf der im vorigen Para¬

graphen gefetzten vierwöchentlichen Frist zwischen den

beim Verkaufe Jntereffirten uud der Gesellschaft eiue

Einigung über Zeit, Ort und Bedingungen des Ver¬

kaufes uicht erzielt worden ist, so verfügt der Aufsichts¬

rath nach freiem Ermessen. Der Verkauf geschieht als-

dauu öffentlich, nachdem derselbe acht Tage vorher in

den Gesellschaftsblättern (H. 38) angezeigt worden ist.

Deu Kaufpreis nimmt die Gesellschaft in Empfang.

Der Ankäufer muß dem Aufsichtsrathe genehm sein.

H. 14. Uebersteigt der Erlös nach Abzug aller Un¬

kosten die Ansprüche der Gesellschaft an den bisherigen

Aktionär, dann hält die Gesellschaft den Mehrbetrag zur

Verfügung der Berechtigten, oder sie deponirt ihn auf

Gefahr des Aktionärs. Deckt dagegen der Erlös uach

Abzug aller Unkosten die Ansprüche der Gesellschaft an

den bisherigen Aklionär nicht, fo ist die Gesellschaft be¬

fugt, die Wechsel geltend zu mache«, wie es ihr uach

Lage der Verhältnisse angemessen erscheinen wird.

tz. IS. Die Modifikation von Aktien, Talons und

Divideudeufcheiueu erfolgt gemäß deu gesetzlichen Be¬

stimmungen nnd insbesondere gemäß H. 20 des Aus-

sühruugsgesetzes zur Deutschen Civilprozeßorduung vom

24. März 1879 und zwar in den Fälleu der ZZ. 9 nnd

12 dieser Statuten auf Antrag des Vorstandes der Ge¬

sellschaft, im Uebrigeu auf Antrag des betreffenden
Interessenten.

Das Gleiche gilt von der Modifikation von Quittun¬

gen über Vollzahlnng.

Z. 16. Der Vorstand kann »ach Beschluß des Auf¬

sichtsrathes defekt gewordene Aktien gegen neue um¬

tauschen, welche die gleiche Nummer und den Nameu

des jeweiligen Eigenthümers tragen. Die eingetauschten

Aktien sind zunächst im Depot der Aktienwechsel zn

hinterlegen uud in der nächsten Geueralversammluug

uuter Controlle des Aufsichtsrathes uud unter Beobach¬
tung notarieller Beurkundung zu auuullireu.

Das Gleiche gilt von solchen Papieren, welche morti-

fizirt wurden, aber nachträglich der Gesellschaft einge¬
liefert worden sind.

K. 17. Talons uud Divideudeuscheiue werden nur

im Falle des H. 12 mortifieirt.

Nicht erhobene Dividenden verjähren zu Guusteu der

Gesellschaft in fünf Jahren vom Verfalltage ab.

Ist ein Dividendenfchein verloren und der Verlust

dem Aussichtsrathe innerhalb obiger Frist schriftlich an¬

gezeigt worden, so wird der Betrag des Dividenden
scheines noch innerhalb einer seruereu, vom Ablauf der

fünf Jahre zn berechnenden Präelnsivfrist von einem
Jahre nachgezahlt, insofern uicht etwa der Divideuden-

fcheiu vor Ablauf der Präclusivfrist vou einem Dritten

eingereicht uud realisirt ist. Die Gesellschaft wird aber

durch Auuahme der Anzeige vou dem Verlust eiues

Dividendenscheines uicht verpflichtet, die Legitimation

eines etwaigen Präsentanten desselben zu prüfen oder
die Realisation des Scheines zu vertage».

Hat ei» Aktionär den Verlust des Talons vor Ver

abreichnng der ueueu Serie vou Divideudeuscheiue» an¬
gezeigt, so wird die Nummer desselben sofort einmal

durch die Gesellschaftsblätter bekannt gemacht. Die Ver¬

abfolgung der ueueu Serie von Dividendenscheinen er¬
folgt, wenn der dazu bestimmte Talon weder in dem-

jenigen Dividendenzahlnngstermine, in welchem die nencu

Divideiidenscheiue ausgegeben werden, noch in dem nächst¬

folgenden präsentirt ist, an den eingetragenen Aktien¬

besitzer, — Wird aber in vorstehend bezeichneter Zeit

der Talon vorgezeigt, so sind der Besitzer des Talons

nnd derjenige der Aktie auf den Rechtsweg zu verweisen;
die Dividendenscheine bleibe» bis znr endgültigen Ent¬

scheidung in den Händen der Gesellschaft. Dem In¬

haber des Talons liegt die Beweislast für die Richtig¬
keit seines Anspruches aus.

Z. 18. Alle Kosten, welche der Gesellschaft ans den

in ßK. l0 bis 17 behandelten Vorfällen erwachsen, hat

der Eigenthümer der betreffenden Aktie zn ersetzen. Bei

Prozessen zwischen Aktienbesitzern und der Gesellschaft

zahlt der unterliegende Theil außer deu Vertretung",-

gebühren auch das Honorar für Vertretung der Gegen¬
partei. Endlich erhebt die Gesellschaft für sich
folgende Gebühren:

für die Uebertragung einer Aktie pro Aktie M. 3.

für das Mortifikationsverfahreu jedesmal M. 10.

Die Gesellschaft gibt ihre Gebühren von zehn Mark

zurück, falls die morkificirten Stücke beim Wiederfinden
ihr eingereicht werden.

H. 19. Die Belegung der Gelder des Grundkapitals,

der Kapitalreserve und des Sparfonds (Z. 44), soweit
sie für laufende Zwecke nicht Verwendung finden, darf
mir erfolgen:

in pupillarisch sichere« Hypotheken;

b. in Inhaber-Papieren, welche von dem deutsche»

Reiche oder vou einem zu demselben gehörigen Staate

emittirt oder garautirt, oder welche unter Autorität

eines der vorgedachten Staaten von Corporationen oder

Communen ausgestellt nnd mit einem ein für alle Male

bestimmten Satze verzinslich sind.

Die Belegung in anderen Papieren ist nnr in dem

Umfange statthaft, als von einem fremden Staate für

die Zulassung zum Geschäftsbetriebe in demselben Cautio-

neu in diesen Papieren gefordert werden.

Die Prämiengelder dürfen, soweit es unbeschadet des

Hauptzweckes (der rechtzeitigen Bezahlung der Schäden)

geschehen kann, auch zum Discontiren guter Wechsel nach

den Grundsätzen der deutschen Reichsbank benutzt werden.



Die Vorschriften über die Anlegung der Gesellschafts¬
gelder finden keine Anwendung auf die durch den Ge¬
schäftsverkehrentstehenden Außenstände bei Geschäfts¬
häusern, Banken und Agenten.

Der Erwerb von Grundstücken ist nur so weit gestattet,
als es sich um die Beschaffung von Geschäftslokalen für
die Gesellschaft oder um SicherungausstehenderForde¬
rungen handelt.

H. 20. Soweit es sich um die Erfüllung ihrer Ver¬
pflichtungen gegen die Gesellschaft handelt, müssen alle
Aktionäre in dem Gerichtsstande der Gesellschaftselbst
Recht nehmen. Die Zustellungenwerden ihnen in
Person, oder in ihrem gewöhnlichen Domicil, falls sie
aber im Auslande wohnen, bei ihrem Bürgen gemacht.
Verändert der Aktionär seinen Wohnort, so hat er dies
der Gesellschaft sofort unter bestimmter Angabe seines
neuen Domicils anzuzeigen.

Wenn ein Aktionär auswandert, ohne vorher einen
Bürgen zu stellen, oder wenn er im Jnlande ohne An¬
zeige sein Domizil verlegt, so wird angenommen, als
habe er Domizil gewählt auf der Amtsstubedes Herrn
Notar Heinrich Joseph Brandenbergs oder dessen Amts¬
nachfolgers zu Neuß, und werden ihm dort die Zu¬
stellungen gültig gemacht.
III. Organisationu. Verwalt ung der Gese lisch aft.Z. 21. Die Organe der Gesellschaft sind:

-d. Die Generalversammlung und ihre Revisions-
Commission;

d. Der Aufsichtsrath;
e. Der Vorstand.

a. Die Generalversammlung.
K. 22. Zur Generalversammlung haben sämmtliche

Aktienbesitzer ohne Unterschied der Höhe und der Dauer
des Besitzes Zutritt; von diesem persönlichenZutritt
ausgeschlossen sind weibliche oder unter Vormundschaft
stehende Personen. Firmen und Corporationenaller
Art können nur je Einen Vertreter schicken.

Alle Besitzer von Aktien können sich durch einen
anderen Aktienbesitzer vertreten lassen, der spezielle Voll¬
macht vorlegen muß. Ehefrauen werden durch den
Mann, unter VormundschaftStehende durch den Vor¬
mund, Firmen durch einen Prokuristen und Corporationen
durch einen ihrer verfassungsmäßigen Repräsentanten
vertreten,ohne daß diese Vertreter persönlich Aktien zu
besitzen und Specialvollmachtvorzulegen brauchen.

An den Diskussionen und Abstimmungennehmen aber
nur die Inhaber und Vertreter von solchen Aktien Theil,
welche seit mindestensdrei Monaten vor dem Tage der
Versammlung auf den Namen des augenblicklichen Be¬
sitzers im Aktienregister eingetragen stehen. Jede stimm¬
berechtigte Aktie hat eine Stimme; keine Person kann
aber im Ganzen mehr als 20 Stimmen haben.

Das Stimmrechtaller Aktien, gegen deren Besitzer
das in §.11 vorgesehene Verkaufsverfahren eingeleitet
ist, ruht bis zur Zurücknahme oder bis zum Austrage
des Verfahrens.

Ueber die Anwendung der Bestimmungendieses Para¬
graphen 22 entscheiden die in der Versammlung an¬

wesendenMitglieder des Aussichtsrathes und der Revisions-
Commission; Stimmengleichheitbei deren Beschluß gilt
als Ablehnung des Zutritts resp, des Stimmrechts.

Z. 23. Die Generalversammlungversammelt sich am
Sitze der Gesellschaft auf Einladung des Aufsichtsrathes
durch die Gesellschaftsblätter. Die erste Einladung inuß
wenigstens4 Wochen vor dem Tage der Berathung,die
zweite 14 Tage «ach der ersten unter jedesmaliger Mit¬
theilung der Tagesordnungerfolgen. Die ordentliche
Generalversammlungfindet jährlich im Juni statt, außer¬
dem sind Generalversammlungenbinnen 6 Wochen abzu¬
halten auf Verlangen:

»l. von Aktionären, welche zusammen wenigstens ein
Zehntel aller Aktien besitzen;

b. von drei Aufsichtsrathsmitglieder»:
«:. von jedem Vorstandsmitgliede.
Anträge, welche von einer geringern Anzahl von Be¬

rechtigten oder ohne das Verlangen einer sofortigen
Versammlung gestellt sind, kommen erst bei Gelegenheit
der nächsten Generalversammlungauf die Tagesordnung.

Z. 24. Die Aufsichtsrathsmitgliederund die Mit¬
glieder der Revifions-Commissionbilden das Büreau der
Generalversammlung. Den Vorsitz führt der Präsident
des Aufsichtsrathes, im Behinderungsfalle sein Stellver¬
treter; sind Beide verhindert, so wählt das Büreau aus
den Anwesenden einen geeigneten Herrn. Dasselbe er¬
nennt auch, wo möglich aus den übrigen Stimmberech¬
tigten, zwei Stimmzähler.Diese, sowie die sämmtlichen
Mitglieder des Büreau und auch alle anwesenden
Aktionäre, welche es wünschen, unterzeichnen das notarielle
Protokoll.

Alle Abstimmungen nnd Wahlen erfolgen durch Stimm¬
zettel, wenn nicht ein anderer Modus ohne Widersprnch
beliebt wird. Einfache Stimmenmehrheitentscheidet,
(vgl. jedoch ZZ. 25 und 45). In engere Wahl kommen
nur diejenigen, welche die meisten Stimmen zunächst der
absoluten Majorität erhalten haben, und zwar doppelt
so viele Personen, als noch zu wählen sind. Bei
Stimmengleichheit im Wahlverfahren entscheidet immer
das Loos, welches unter Controlle der Stimmzähler vom
Vorsitzenden gezogen wird.

Wiederwahl ist für alle Stellen und bei allen Wahlen
statthaft.

Z. 25. Die Generalversammlung im Juni hat fol¬
gende Gegenstände zu erledigen:

s. Bericht des Vorstandes und Bericht des Aufsichts¬
rathes über die Geschäftslageim Allgemeinen und die
Geschäftsführungdes verflossenen Bilanzjahres;

d. Bericht der Revifions-Commission;
o. Beschlußfassung über Decharge der Jahresrechnung;
ä. Wahl von Aufsichtsrathsmitgliedern;
<z. Wahl der Revisions-Commifsion;
t'. Verwendung des etwaigen Reingewinnes (H. 42).

Außerdem gehören zur Competeuz der Generalver¬
sammlungen:

Z. die Absetzung von Anssichtsrathsmitgliederngemäß
8- 29;

b. Anträge, bei denen der Aufsichtsrath oder mehr



als ein Viertel seiner im Amte befindlichen Mitglieder
ein Sonderinteresse haben;

!. Anträge der Mitglieder des Aufsichtsrathes »der

des Vorstandes;

k. Anleihen, sofern sie nicht voraussichtlich aus den

Ueberschüssen des laufenden Geschäftsjahres getilgt werden

können;

I. Abänderungen des Statuts, namentlich Verlängerung

der Dauer der Gesellschaft, Auflösung der Gesellschaft,

sowie Erhöhung des Grundkapitals über drei Millionen
Mark.

Anträge unter ^ und !i müssen schriftlich, motivirt

und von zehn Aktionären, oder von Aktionären, welche

ein Zehntel des Grundkapitals besitzen, oder von einem

Aufsichtsraths- oder einem Vorstandsmitgliede unterzeichnet,

eingereicht werden; bei Anträgen unter b ist jedoch nnr

das Vorhandensein von Sonderinteresse zu begründen.

Die auf ordnungsmäßige Berufung in der General¬

versammlung erscheinenden Stimmberechtigten fassen für
die ganze Gesellschaft verbindliche Beschlüsse, nur bei

Statutabänderungen ist die Vertretung von zwei Dritteln

aller stimmberechtigten Aktien erforderlich. Ist diese
Zahl nicht erreicht, so ist sofort eine neue Generalver¬

sammlung zu berufen, welche ohne Rücksicht auf die Zahl

der vertretenen Aktien beschlußfähig ist. Alle Anträge

mit Ansuahme der nuter littoia I fallenden, sind ange¬
nommen, wenn mehr als die Hälfte, und bei Statutab¬

änderung, wenn mehr als zwei Drittel der abgegebenen

Stimmen sich dafür erklären. (Vergleiche auch Z. 45,
Auflösung der Gesellschaft.)

H. 26. Die Revisions-Commission besteht aus sechs

auf ein Jahr gewählten Mitgliedern; im ersten Mahl¬

gange werden drei gewählt, welche zunächst zur Revision
berufen find. Die drei andern sind Stellvertreter,

welche für Behinderungsfälle in der Reihenfolge ein¬

treten, welche unmittelbar uach der Wahl durch das
Loos festgestellt wird.

Die Revisoren müssen zur Zeit ihrer Thätigkeit noch

stimmberechtigte Aktionäre sein; für ihre Thätigkeit
werden sie in gleicher Weise honorirt, wie in H. 28 für

die Anfsichtsrathsmitglieder stipulirt ist, vorausgesetzt,

daß die Revision rechtzeitig besorgt wird; sie erhalten
aber keine Tantieme.

Die Revision hat den Zweck, zunächst zwischen dem

vorletzten Arbeitstage des Bilanzjahres und dem Abend

des ersten Arbeitstages im neuen Jahre zu eontrolliren,

daß der Kasseilbestand, das Wechselporteseuille und die

Werthpapiere vom Direktor oder vom Bevollmächtigten

des Aufsichtsrathes richtig ausgenommen worden sind.

Das Uebrige ergibt sich aus H. 39.

l>. Der Aufsichtsrath.

H, 27. Der Aufsichtsrath besteht aus 15 Mitglieder«.

Die erste Wahl geschieht für ein Jahr, später wird für

fünf Jahre gewählt, indem jährlich ein Fünftel aus¬

scheidet und zwar dem Dienstalter nach, bei gleichem

Dienstalter zufolge Ausloofuug, bis sich ei» Turnus

gebildet hat. Ersatzwahlen gelten nur für die Amts¬

dauer des Ausgeschiedenen.

Jedes Mitglied kann sein Amt nach vorheriger drei¬

monatlicher Kündigung niederlegen. In der Zwischenzeit

erledigte Stellen bleiben bis zur nächste» Generalver¬

sammlung unbesetzt; wenn aber 4 oder mehr Stellen
offen sind, so ist binnen 6 Wochen eine außerordentliche

Generalversammlung behussErgäuzungswahlen abzuhalten.

Vor dem Autritt des Amtes hat jedes Anssichtsraths-

mitglied zehn Aktie» im Depot der Aktienwechsel gegen

Bescheinigung der die Schlüssel bewahrenden Mitglieder
nnd für die ganze Amtsdauer zu hinterlegen, bis von

der Generalversammlung über die Geschäfte jener Periode

Decharge ausgesprochen ist.

Jedes Mitglied ist znr Amtsverschwiegenheit verpflichtet.

28. Die Mitglieder des Anfsichtsrathes beziehen

kein Gehalt, sondern nur Präseuzgelder; sie haben An

spruch auf Ersatz der ihnen bei Ausübung ihrer Funk¬

tionen erwachsenen baaren Auslagen nnd nehmen Theil

an der laut K. 43 dem Anssichtsrathe zuzuweisenden Tan¬

tieme, welche »ach Maßgabe der Anwesenheit in den

Sitzungen und der vorgenommenen Revisionen vertheilt
wird.

Z. 29. Die Mitglieder des Aufsichtsrathes können,

wenn sie die bürgerlichen Rechte einbüßen, iu Fallitzn-

staud gerathen, die Dispositiousbefuguiß über ihr Ver¬

mögen verliere», ihre Verpflichtungen gegen die Gesell

schaft nicht erfüllen, oder einer Unredlichkeit gegen die¬

selbe sich schuldig mache», zu jeder Zeit ihres Amtes
entsetzt werden. (H. 25).

K. 30. Unmittelbar nach der von der Generalver¬

sammlung gethätigten Wahl der Aufsichtsrathsmitglieder

ernennen die in der Generalversammlung erschienenen

Aufsichtsräthe, soferu wenigstens fünf anwesend sind, den

Vorsitzenden des Anfsichtsrathes und dessen Stellvertreter

unter Beobachtung notarieller Beurkundung; die Ernen¬

nung gilt bis zur uächsteu ordentlichen Generalversammlung.

In jedem Quartal findet wenigstens eine Sitzung des

Aufsichtsrathes statt; außerordentliche Sitzungen sind

binnen vierzehn Tagen abzuhalten, wenn dies verlangt
wird:

1. entweder vom Vorsitzenden;

2. oder von einem Vorstandsmitgliede;

3. oder von einem der augenblicklich mit der Monats¬

revision betrauten Aufsichtsrathsmitglieder (Z 31),

4. oder vou drei beliebigen Mitgliedern des Aufsichts¬
rathes.

Die Einladung erfolgt in der Regel durch den Vor¬

sitzenden acht Tage vorher schriftlich, soviel als möglich

unter Angabe der Tagesordnung; in eiligen Fällen darf

jedes Vorstandsmitglied mit verkürzter Frist von wenig-
ste»s 24 freien Stunden einladen.

Zur Beschlußfassung ist die Anwesenheit von minde¬

stens fünf Mitgliedern erforderlich; fehlen sowohl der
Präsident als auch sein Stellvertreter, so leitet das an

Lebensjahren älteste Mitglied die Verhandlungen. Der

Vorstand wohnt mit berathender Stimme bei. Niemand

darf an Berathungen oder Abstimmungen Theil nehmen,

bei denen er ei» Soiiderinteresse hat; ob dies der Fall

ist, entscheide» die übrigen Mitglieder.



Ein Antrag ist angenommen, wenn mehr als die

Hälfte der anwesenden Stimmberechtigten sich dafür er¬

klären; mir bei Wahlen entscheidet im Falle von Stimmen¬

gleichheit das Loos.

Die Beschlüsse werden protokollirt; das Protokvllbnch

ist im Bnrean aufzubewahren. Alle Theiluehmer unter¬

zeichnen dasselbe. Die Geschäftsführung des Vorstandes

betreffenden Beschlüsse werden für den Gebrauch außer¬
dem besonders ausgefertigt.

tz. 3t. Jedes Mitglied des Aussichtsrathes hat das

Recht, so weit es ohne Störung des Geschäftsganges
und der Büreauorduung angeht, jederzeit von den Büchern

und Schriften der Gesellschaft Einsicht zu nehmen.

Für jeden Monat werden zwei Mitglieder zur Revision

des Geschäftsbetriebes und der Kassenverwaltnng depu-

tirt. Der schriftlich abzufasseude Revisiousbericht ist dem

Protokollbuche beizufügen. Die Reihenfolge, in welcher
hierbei die einzelnen Herren fnuktiouireu, wird iu der

ordentlichen Generalversammlung von den anwesenden

Mitgliedern des Aufsichtsrathes im Voraus festgestellt,
sofern sie in beschlußfähiger Anzahl versammelt sind.

H. 32. Außer der Ueberwachung des ganze» Geschäftes

hat der Aufsichtsrath über folgende Gegenstände zn ent¬
scheiden:

I. über An- uud Verkauf von Immobilien (tz. 19),

2. über die rentbare Anlegung der Gesellschastssonds

und die Hohe der zu bewilligenden Credite (Z. 19),

3. im Verkehre mit den Aktienbesitzern lM. 5, 7 bis 18
und 20),

4. die Aufstellung des Etats, die Prüfung der Jahres-
rechnuug uud der Bilanz, sowie die der Generalver¬

sammlung zu unterbreitenden Anträge über Gewinnver¬
wendung,

5. über Anstellung uud Entlassung aller Beamten und

Agenten, deren Gehälter und Bonifikationen, sowie über

deren Vollmachten und die ihnen zu ertheilenden Instruk¬

tionen, vorbehaltlich der Bestimmungen in K. 35,

K. er bildet das Schiedsgericht zwischen den beiden

Vorstandsmitgliedern (Z. 34 ff.) uud setzt die Stellung
Beider zu einander fest,

7. er entscheidet über Anstrengung von Prozessen, so¬

fern sie nicht beschleunigt werden müssen,

8. die Reguliruug der Schäden ist in jedem Falle vom

Direktor zum Vortrage zu bringen. Das hierüber vom

Anssichtsrathe zu erlassende Reglement wird festsetzen,

unter welchen Umständen dies im Voraus geschehen soll

nnd wann spezielle Genehmigung dem Anssichtsrathe vor¬
behalten wird,

9. Tarife und allgemeine Versicherungsbedingnngen

bedürfen seiner Genehmigung,

1(1. er beschließt über die auszuschließenden Kategorien,

11. er entscheidet über die abzuschließenden Rückver-
sichernngsverträge,

12. über die Vertheilnng des Gewinnantheils nnter
die Versicherten (K. 42),

13. über die Verwendung der Geschenke für Fener-

löfch- und Fenersicherheitszwecke 42).

o. Der Vorstand.

Z. 33. Der Vorstand besteht aus zwei Mitgliedern,

von welchen eines aus deu Mitgliedern des Äufsichts-

rathes genommen wird, nnd rnhen während dieser Dele¬

gation in den Vorstand alle seine Rechte als Aufsichts¬

rathsmitglied. Jedes Vorstandsmitglied wird in einer

Sitzung des Aufsichtsrathes zu notariellem Protokolle

ernannt, dessen Anssertignng zur Legitimation dient. Das

dem Aufsichtsrath entnommene Mitglied führt den Titel

„der Bevollmächtigte des Aufsichtsrathes", das andere
hat den Titel „Direktor".

Die Bedingnngen der Anstellung, Cantivnsleistung

und Besoldung hat der Auffichtsratl? mit deu Vorstands¬

mitgliedern zu vereiubareu. Die Tantwme bestimmt die

Generalversammlung (H. 43).

Der Aufsichtsrath regelt die Stellvertretung im Falle

einer Verhinderung des Vorstandes oder eines einzelneil

Mitgliedes deffetben, sowie bei eingetretenen Vakanzen.

Z. 34. Der Vorstand der Gesellschaft hat alle im

deutschen Handelsgesetzbuche vorgesehenen Rechte nnd

Pflichten, sofern sie nicht durch Statut oder Vertrag

modifizirt sind. Beide Mitglieder zeichnen gemeinschaft¬

lich die Firma der Gesellschaft; wenn ein Stellvertreter

zeichnet, so hat derselbe zu seiuem Namen einen das

Vollmachtsverhältniß andeutenden Znsatz zn machen. Der

Inhalt mündlicher Verabredungen eines Einzelnen mit

Dritten ist alsbald schriftlich zur Kenntniß des Mitdis¬

ponenten zn bringen; im Unterlafsnngssalle bleibt der

säumige Theil persönlich verantwortlich.

Z. 35. Der Vorstand setzt die Büreauorduuug fest

uud bestimmt die Einrichtung der Bücher. Er kann

jeden Beamten uud Agenten sofort suspeudircu. Der

Vorstand darf Beamte bis zu 1200 Mark Jahreögehalt

Provisorisch anstelle»; hinsichtlich der Agenten ist dein

Vorstande gestattet, sich bei Anstellung, Jnstrnirung und

Absetzung vertreten zu lasseu. Die Errichtung oder

Auflösung selbststäudiger Agenturen (Haupt- oder

Geueralageuturen), sowie die Anstellung von Agenten,

welche zum definitiven Abschluß von Versicherungen

bevollmächtigt werden, ist dem Anssichtsrathe vorbehalten.

Z. 3U. Beschlüsse des Aufsichtsrathes, deren Anwen¬

dung iu der Praxis bei beiden Vorstandsmitgliedern

erhebliche Bedenken erregt, können vorläufig beanstandet
werden, wenn ein für diesen Zweck bestimmtes Mit¬

glied des Aufsichtsraths, in der Regel der Vorsitzende,

dem die Bedenken schriftlich ohne Verzögern mitzu¬

theilen sind, dies gestattet. In diesem Falle ist der

Anssichtsrath längstens binnen zehn Tagen zur neuen

Berathung und endgültigen Beschlußfassung zu versammeln.

H. 37." Die Austeilung beider Vorstaudsmirglieder ist

jederzeit widerruflich; beschließt der. Aufsichtsrath deu
Widerruf, so wird der Bevollmächtigte des Aufsichtsrathes

wieder einfaches Mitglied desselben ohne Anspruch aus

Schadloshaltung; dem Direktor kann für den Fall seiner

Absetzung eine Entschädigung von bis 1500 Mark im

Anstellnngsvertrage bewilligt werden.

IV. Oessentliche Bekanntmachnngen.

H. 38. Alle vom Gesetze oder vom Statute augeord-



neten Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen:

a. durch den Deutschen Reichs- und Preußischen

Staatsanzeiger,

b. durch die „Wochenschrift des Volkswirthschaftlichen

Vereins für Rheinland".

Der Aufsichtsrath kann auch nvch andere Blätter be¬

nutzen. Ist eines der beiden namhaft gemachten Blätter

nicht mehr zugänglich, so mnß der Aufsichtsrath ein wei¬

teres Blatt bestimmen, dessen Titel in dem andern Blatte

bekannt zu machen und der Aufsichtsbehörde mitzutheilen
ist. Bis zur Bestimmung des neuen Blattes genügt das

Uebrigbleibende allein.

Wenn nichts Gegentheiliges dnrch Gesetz oder dieses

Statut bestimmt ist, genügt einmalige Einrückung. Maß¬

gebend für die Zeit der Veröffentlichung ist das Datum

desjenigen Blattes, welches zuletzt ausgegeben wurde.

Die Bekauutmachuugen sollen die Ueberschrift „Feuer-

versichernngs-Gesellschast Rheinland" tragen. Bei der

Unterschrift wird dem fnnktionirenden Gesellschaftsorgaue

(„der Aufsichtsrath", „der Vorstand" der Name des Prä¬

sidenten resp, der Vorstandsmitglieder beigefügt.

V. Jahresrechnnng, Bilanz und Gewinn¬

verwendung.

Z. 39. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Am
Schlüsse desselben wird durch den Vorstand vollständige

Inventur gemacht, Bilanz gezogen und die Jahresrech¬

nnng aufgestellt; diese ganze Arbeit soll vor dem 1. April

beendigt nnd dem Anfsichtsrathe eingehändigt sein.

Der Aufsichtsrath hat zur Prüfung nnd Feststellung

von Jahresrechnung nnd Bilanz eine Frist von Eiuem
Mouat.

Die Revisions-Kommission Prüft das vom Anfsichtsrathe

übergebene Material und reicht ihre Mouita resp, ihren

Antrag an die Generalversammlung dem Vorsitzenden des

Aufsichtsrathes bis zum 31. Mai ein. Den revidirenden

Mitgliedern der Kommission ist vollständige Prüfung und

Einsicht aller Bücher und Schriften zn gewähren.

Die Vorlage an die Generalversammlung erfolgt im

Jnni nnd sind Bilanz und Jahresrechnung spätestens

am 30. Juni der Aufsichtsbehörde mitzutheilen, sowie in

den Gescllschastsblätter» in üblicher Form zu veröffent¬
lichen.

Bilanz uud Jahresrechuuug find vom Vorstaude, von

mindestens fünf Aufsichtsräthen und von den drei Revi¬
soren zu unterzeichnen.

H. 40. Bei Aufstellung der Jahresrechnnng treten den

wirklichen Einnahmen des Rechnnngsjahres hinzu:

a. die aus den Vorjahren für die laufenden Risikos

reservirten Prämien;

K. das Guthaben auf Zinsen, welche im nächsten Rech¬

nungsjahre zahlbar werde», bis zum Jahresschluß be¬

rechnet (Stückzinsen);

<?. die im Vorjahre zurückgestellten Reserven für die

noch nicht regnlirten Schäden.

Dagegen kommen außer der gesammten Jahresausgabe,

zu welcher die Provisionen, Orgauisatious- und Verwal-

tnngskosten zu ihrem vollen Betrage gehören, in Ausgabe:

a. die Prämienreserve für die am 31. Dezember noch

uicht abgelauseneu Versicherungen;

d. die bis znm Jahresschlüsse vorgekvmnleueu, noch nicht

regulirten Schäden, in Höhe der angemeldeten Beträge
(Schadenreserve);

o. die Abschreibungen von 1»/° auf Immobilien und

von wenigstens S^/y anf Mobilien, Drucksachen ze."
<1. die Abschreibungen auf zweifelhafte Forderungen

und Wechsel;

o. der Agioverlust auf courshabende Papiere.

§. 41. Bei Aufstellung der Bilanz sind außer den

gesetzlichen Bestimmungen (Art. 239-r des D. H.-G.-B.)
noch folgende Regeln zu beachten; es gehören unter die

Aktiva:

H. die Aktieuwechsel und die an deren Stelle getre¬
tenen Depots der Aktionäre (Z. 5 Al. 4);

1z. der Kassenbestand;

o. der Bestand an Effekten und Werthpapieren. Die¬

selben sind unter Angabe aller den Werth beeinflussenden

Merkmale spezifizirt aufzuführen und dürfen weder höher

als der Courswerth vom 31. Dezember lBerliner Cours)

noch höher als der Anschasfmigswerth in Ansatz gebracht
werden;

c>. die Ausstände uud Forderungen aller Art zum No-
miualwerthe;

<z. die Immobilien nnd Mobilien;
f. die Stückzinsen.

Passiva:

i,,. das nominelle Aktienkapital;

l>. die Kapitalreserve (Z. 44);

n. der Sparfonds (Z. 44);

cl. die Abschreibungen anf Immobilien nnd Mobilien;

<z. die Abschreibungen auf zweifelhafte Forderungen

nnd Wechsel;

k. die Prämienreserve;
Z. die Schadenreserve;

I>. die Schulden.

Der sich ergebende Jahres-Gewiu» oder Verlust ist

am Schlüsse der Bilanz besonders hervorzuheben.

Z. 42. Nachdem 10^ des etwaigen Ueberschnsses

der Aktiva über die Passiva zur Dotirnng der Kapital¬

reserve gedient, wird ferner die nöthige Summe zur

Vertheilung einer Abschlagsdividende unter die Aktionäre

von S^/g der pflichtmäßigen Baareinlage abgezählt; so¬

dann wird der etwaige Ausfall bei der Äbfchlagsdivi-
deude früherer Jahre nachgeholt. Der Rest unterliegt

der Verwendung durch die Generalversammlung, welche

daraus in folgender Reihenfolge bewilligt:

I. Die Versicherten erhalten denjenigen Antheil, welcher

nach Maßgabe der Verträge etwa ihnen zusteht;

Die Gesellschaft wird nämlich mit einzelne» Ver¬

sicherten oder mit ganze» Verbünde» eine Betheiligung

der Versicherten am Geschäftsergebnisse zu vereinbaren
suche».

Die nähere» Festsetzungen trifft der Anfsichtsrath, dem

auch die spätere Vertheilung des Gewinnantheiles unter

die Versicherten obliegt;

2. die sonstigen vertragsmäßig feststehenden oder von

der Generalversammlung zu bewilligenden Tantieme-



Bezüge.
3. Verbleibt ein Ueberschuß, so kan» bis 20"/« des

gesammten Geschäftsgewiuues dem Sparfonds zuge¬
wendet werden;

4. Auch dürfen aus dem etwaigen Reste bis zu 3°/g

des gesammten Geschäftsgewinnes für Feuerlösch- und

Feuersicherheitszwecke dem Aufsichtsrathe zur Verfügung

gestellt werden.

5. Das Uebrige bildet die Superdivideude.

H. 43. Die Tantieme des Vorstandes und Aufsichts¬

rathes darf zusammen 10°/« des Gesamtgewinnes nicht

übersteigen.

K. 44. Die Kapitalreferve soll bis 30^/g des Grund¬

kapitals angesammelt werden nnd dazu dienen, die Er¬

füllung der Verbindlichkeiten der Gesellschaft Dritten

gegenüber zn sichern.

Der Sparfonds wird bis 15"/<, des Grundkapitals

angesammelt und ist bestimmt, die Dividende der Aktionäre

möglichst auf gleichmäßiger Höhe zn erhalten.

Ist einer der beiden Fonds, nachdem die Maximal-

höhe erreicht war, angegriffen worden, so muß er bis

zum Maximum in statntgemäßer Weise wieder ergänzt
werden.

VI. Auflösung der Gesellschaft.

H. 45. Abgesehen von den in Artikel 242 des D.

H.-G.-B. vorgesehenen Fällen kann die Auslösung der

Gesellschaft von der Majorität des Anfsichtsrathes oder
von Aktionären beantragt werden, welche mindestens ein

Viertel des Grundkapitals besitzen.

Neber diesen Antrag entscheidet eine besonders zu be¬

rufende Generalversammlung, in welcher jede Aktie ihrem

Besitzer oder seinem Bevollmächtigten Eine Stimme ge¬

währt uud alle Beschränkungen des Stimmrechtes (vergl.
H. 22 Al. 3 und 4) wegfallen.

Der Antrag ist angenommen, weuu zwei Drittel der
vertretenen nnd mehr als die Hälfte aller Stimmen

dafür sind.

H. 46. Dieselbe Generalversammlung hat nach An¬

nahme des Anslösnngsantrages die Modalitäten der

Liquidation festzusetzen, aus den Aktionären die Liquida¬

toren zu wählen nnd deren Remuneration zu bestimmen;

bei diesen Beschlüssen treten die Beschränkungen des

H. 22 wieder in Kraft und entscheidet gewöhnliche

Stimmenmehrheit.

VII. Staatsanssicht.

tz. 47. Die Staatsregierung ist befugt, zur Wahr¬
nehmung des Anfsichtsrechtes über die Gesellschaft für

beständig oder für einzelne Fälle einen Commissar zn
bestellen, welcher das Recht hat, den Vorstand, den Auf¬

sichtsrath nnd die Generalversammlung gültig zn be¬

rufen, ihren Berathungen beizuwohnen und jederzeit

vou den Kassen, Büchern, Rechnungen nnd sonstigen

Schriftstücken der Gesellschaft Einsicht zu nehmen.

VIII. Uebergangsbestimmiingen.

K. 48. Die erste Bilanzperiode soll von Eintragung

der Gesellschaft in das Handelsregister bis zum 31.

Dezember 1880 dauern, die erste Bilanz also spätestens
am 3V. Juni 1881 festgestellt, veröffentlicht nnd der

Staatsregierungmitgetheilt sein.
Die ordentliche Generalversammlung vom Juni 1881

faßt Beschluß über die dem ersten Anfsichtsrathe zu¬
kommende Tantieme.

Z. 49. Bis zur Wahl des Aufsichtsrathes durch die

erste eoustituirende Generalversammlung, welche statt
dnrch die Gesellschastsblätter mittelst eingeschriebener

Briefe nnd mit nnr achttägiger Frist berufen werden darf,
üben die Herren:

1. Franz Brandts in M.-Gladbach,
2. Wm. Mich. Braubach in Köln,

3. Joseph Broix in Nenß,

4. Lamb. Daniels in Mülheim am Rhein,
5. Pet. Hanptmann in Bonn,

K. vr. Zvr. Kirch in Viersen,

7. Pet. Will). Klei» in Düsseldorf,

8. Nie. Müller ans Stahlenhans bei Hochdahl,

9. Ednard Qnack in M.-Gladbach,

10. Dr. P. I. Röckerath in Köln,

11. Heinr. Sinn in Creseld,

12. Wilh. Thywissen in Neuß,

13. Dr. ms<I. Ursey in Crefeld,
14. Pet. Werhahn in Neuß,

15. Math. Wiese iu Werde»,

alle Rechte des Aufsichtsrathes, namentlich dasjenige der

Annahme von Aktienzeichnungen nnd das Genehmignngs-

recht bei Übertragungen aus. Sie wählen aus ihrer

Mitte einen oder mehrere Bevollmächtigte, denen soweit

nöthig die ausführenden Funktionen des Vorstandes ob¬

liegen.

Genannte Herren haben die Aufgabe, die staatliche

Genehmigung zu erwirke». Sie könne» Ei»e» oder

Mehrere aus ihrer Mitte delegireu. Alle zusammen

oder die Delegirten dürfen in diejenigen Statutabände¬

rungen einwilligen, welche die Staatsregierung vor¬

schreiben oder empfehlen sollte.

Den Mitgliedern des in der ersten eonstituirenden

Generalversammlung gewählten Anfsichtsrathes stehen

der Staatsregierung gegenüber die gleichen Vollmachten

zur Seite; außerdem hat der die Gesellschaft beim Handels¬

register anmeldende Vorstand die Vollmacht, in die Statnt-

abänderungeu einzuwilligen, welche das Handelsgericht

vorschreiben oder empfehlen sollte.

Beilage ^ 1 uud 2. Die Aktienwechsel.
den 18

Für ^ Mark.

Monat nach Vorzeigung, welche spätestens am

1. Juli 190 erfolgen mnß, zahle .... gegen diesen

meinen Wechsel an die „Fenerversichernngs-Gesellschaft

Rheinland" nicht an Ordre, in dem zn Neuß bei... .

gewählten Domizile die Summe von Reichs
'' ^ ° neunhundert

mark, den Werth bekenne ich in einer auf meinen Namen

eingetragenen Aktie empfangen zu haben.
(Unterschrift.)



Beilage ü. Die Aktie.
Feuerversicherungs - Gesellschaft „Rheinland".

Aktie Nr
über fünfzehnhundertMark.

Herr N. N. hat diese Aktie durch baare Einzahlung
von Dreihundert Mark und statutengemäße Sicher¬
stellung für den Rest von 1200 Mark erworben und hat
dafür als Aktionär unserer Gesellschaft nach Inhalt des
Statuts verhältnißmäßigen Antheil an Vermögen, Ge¬
winn und Verlust derselben.

Diese Aktie kann nach §. 7 des Statuts nur mit Ge¬
nehmigung des Aufsichtsrathes auf einen Andern über¬
tragen werden.

Neuß, den 18
„Feuerverficherungs-Gesellschaft Rheinland"^

Der Aufsichtsrath. (l^,. 8.) Der Vorstand.
(Unterschrift des Präsidenten.) (Unterschrift.)
Eingetragen in das Aktienbuch ?ol. . . . ^Iro. . . .

(Unterschrift des eintragenden Beamten.)
Beilage L. Der Dividendenschein.
Divideudenscheiu Nr zur Aktie Nr

der
„Feuerversicherungs-Gesellschaft Rheinland"

zu Neuß.
Inhaber empfängt gegen Einliefernng dieses Scheines

am 1. Juli 18 .... die auf obige Aktie für das Ge¬
schäftsjahr 18 .... entfallende Dividende, deren Betrag
vom Aufsichtsrathebekannt gemacht wird.

Neuß, den 18
„Feuerversicherungs-Gesellschaft Rheinland".

Der Aufsichtsrath. Der Vorstand.
(Faesimilirte Unterschrift des (Facsimilirte Unterschriften.)

Vorsitzenden.
Rückseite.

Dieser Schein verfällt, wenn sein Betrag nicht inner¬
halb fünf Jahren nach dem Fälligkeitstage erhoben wor¬
den, zu Gunsten der Gesellschaft.
Beilage v. Der Talon.

Talon zur Aktie Nr
der

„Feuerversicherungs-Gesellschast Rheinland"
zu Neuß.

(!"- 8.)
Eingetragen sud k'ol des Registers.

(Unterschriftdes eintragendenBeamten.)
Rückseite.

Inhaber dieses Talons empfängt in Gemäßheit der
§§. 6 und 17 des Statuts gegen Einliefernng desselben
am . . . ten 18 . . . die . . . Serie der
Dividendenscheine zu der umstehend bezeichneten Aktie.

Neuß, den 18
„Feuerversicherungs-Gesellschast Rheinland".

Der Aufsichtsrath. Der Vorstand.
Facsimilirte Unterschriftdes (FacsimilirteUnterschrift.)

Vorsitzenden.

Ministerium des Innern.
1>/z Mark Stempel.
Dem durch den beigehefteten notariellen Akt vom 13.

Januar er. VerlautbartenStatut der unter der Firma
„Feuerversicherungs-Gefellschaft Rheinland"

zu Neuß gegründetenAktien-Gesellschaft wird die staat¬
liche Genehmigunghierdurchertheilt.

Berlin, den 30. Januar 1830.
(I,. 3.) Der Minister des Innern. I. A. gez.: Ribbeck.
Genehmignngs-Urkuudelg, 800.
279. 253. Auf Grund der Artikel 13 und 15 des
unterm 10./22. Juli 1875 in Petersburg abgeschlossenen
internationalen Telegraphenvertrages sind von
der in London versammelt gewesenen Telegraphenkonfe¬
renz folgende, mit dem 1. April in Kraft tretende
Aenderungen der reglementarischenBestimmungenbe¬
schlossen worden.

1. Der Worttarif, welcher bisher nur für den außer¬
europäischen Verkehr, sowie für deu Verkehr Deutschlands
mit seinen Nachbarstaaten bestanden hat, tritt auch für
den Verkehr nach den übrigen europäischen Staaten in
Kraft. Die Taxe setzt sich zusammen ans einer Taxe
für jedes Wort und einer fünfwortigen Zuschlagsgebühr.
Die Taxe für jedes Wort beträgt, nach dem billigsten,
zur Zeit betriebsfähigen Wege berechnet, für den Verkehr

nach Italien, Rnmänien, Serbien, Bosnien-
Herzegowinannd Montenegro .... 15 Pf.,

nach Spanien, Portugal und Bulgarien . 20 Pf.,
nach der Türkei (europäisches Festland) via.

Vallona und Griechenland(Festland) via,
Zante 40 Pf.,

Für den Verkehr mit den Deutschland benachbarten
Staaten bleiben die bisherigen Sätze bis auf Weiteres
bestehen.

2. Telegramme in offener Sprache müssen in
irgend einer der auf den Gebieten der betheiligten
Staaten gebräuchlichenSprachen oder in lateinischer
Sprache einen verständlichen Sinn geben.

3. Unter verabredeter Sprache wird die Anwen¬
dung von Wörtern verstanden,welche, obwohl jedes
für sich eine sprachliche Bedeutung hat, keine für die
betreffenden Dienststellen verständlichen Sätze bilden.

4. Als Telegramme in chissrirter Sprache werden ange¬
sehen:
a.) diejenigen Telegramme, deren Text ans Ziffern oder

Buchstaben der Geheimschrift besteht;
d) diejenigenTelegramme, welche entweder Reihen oder

Gruppen von Ziffern oder Buchstaben, deren Bedeutung
der Aufgabeanstalt nicht bekannt ist, oder Wörter,
Namen oder Znsammensügungen von Buchstaben enthal¬
ten, welche die für die offene oder verabredete Sprache
geforderten Bedingungen nicht erfüllen.
Der Text der chiffrirten Telegrammekann entweder

ganz chiffrirt oder zum Theil chiffrirt und zum Theil
offen sein. In diesem letzteren Falle müssen die chiff¬
rirten Stellen zwischen Klammern flehen, welche sie von
dem vorhergehenden bezw. nachfolgenden gewöhnlichen
Texte trennen. Der chiffrirte Text muß entweder aus-



schließlichaus Buchstaben des Alphabetsoder aus¬
schließlich aus arabischen Ziffern bestehen.

5. Den Sprachgebrauch zuwiderlaufende Zusammen¬
ziehungen oder Veränderungenvon Worten werden
nicht zugelassen.Es werden jedoch die Eigenname»
von Städten und Personen, die Namen von Ortschaften
und Plätzen, Boulevards u. s. w., die Titel, Bornamen,
Redetheilcheu oder Eigenschastsbezeichuungen, ebenso wie
die ganz in Buchstaben geschriebenen Zahlen nach der
Anzahl der zum Ausdruck derselben vom Aufgeber
gebrauchten Worte gezählt.

6. Die in Ziffern geschriebenenZahlen werden für so
viele Wörter gezählt, als sie je fünf Ziffern enthalten,
nebst einem Worte mehr für den Ueberschuß. Dieselbe
Regel findet Anwendung anf die Zählung von Buch-
stabengruppeu. Für den außereuropäischen Verkehr wird
die Zahl der Wörter, welcher eine Gruppe von Ziffern
oder Buchstabenentspricht,dadurch erhalten, daß mau
deren Anzahl dnrch drei theilt und eintretenden Falls
ein Wort für den Rest hinzuzählt.

7. Die Bestellung von offenen (unverschlossenen)
Telegrammen, welche im inneren deutschenVerkehr schon
bisher statthaft war, ist auch im internationalen Verkehr
zugelassen. Zu dieser Art der Zustellung sind jedoch
diejenigen Verwaltungen nicht verbunden, welche dieselbe
nicht anzunehmen erklären. Um das Verlaugender
offenen Bestellung des Telegramms auszudrücken,kann
der Aufgeberdas hierfür vereinbarte abgekürzte Zeichen
„R. 0.°' in Klammern vor die Aufschrift setzen.

8. Das schon bisher im inneren deutschen Verkehr
bestandene Verfahren, nach welchem die Unbestellbarkeit
eines Telegrammsin jedem Fall der Aufgabeanstalt
gemeldet und die betreffende Uubestellbarkeitsmeldung
erforderlichen Falles dem Aufgeber gegen Entrichtung
einer Gebühr von 30 Pf. zugestellt wurde, ist auch für
den internationalenVerkehr unter Festsetzung einer
bezüglichen Gebühr bis zu 40 Pf. eingeführt worden.
In Deutschland wird auch für den internationalen
Verkehr die Gebühr von 30 Pf. beibehalten.

9. Als Meistbetragfür die zulässige Länge einer
vorausbezahlten Antwort sind 30 Worte festgesetzt. Im
Ucbrigen wird, ähnlich wie es im inneren deutschen
Verkehr gegenwärtig schon geschieht,für die Antwort
die Gebühr eines gewöhnlichen Telegrammsvon 10 Worten
erhoben, wenn die vorausbezahlteWortzahl vom Aufgeber
in seinem Ursprungs-Telegrammnicht anders angegeben
wird. Auch wird, entsprechend dem im deutschenVerkehr
bisher beobachteten Verfahren, der Betrag der voraus¬
bezahlten Antwortsgebühroem Empfänger des Urspruugs-
Telegramms am Bestimmungsortenicht baar überwiesen,
sondern es wird demselben ein Schein zugestellt, welcher
ihm die Besugniß ertheilt, in den Grenzen der voraus¬
bezahlten Gebühr eiu Telegramm an eine beliebige
Bestimmung innerhalb 6 Wochen unentgeltlich aufzugeben.

10. Die Gebühr für die Vervielfältigung eines an
mehrere Empfänger gerichteten Telegramms ist für Tele¬
gramme von nicht mehr als 100 Worten gleichmäßig
anf 40 Pf. für die zweite und jede weitere Abschrift
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festgesetzt. Bei Telegrammen von mehr als 100 Worten
erhöht sich diese Gebühr um 40 Pf. für jede Reihe von
100 Worten oder den Bruchtheil einer solchen Reihe.

Berlin ^V., den 17. März 1880.
Reichs-Postamt: Stephan.

280. 254. Päckereiverkehr mit Dänemark.
Vom 1. April d. I. ab werden Päckereisendnngen

im Gewicht bis 5 Kilogramm nach Dänemark
nur srankirt befördert. Die Taxe für ein solches srankirtes
Packet betragt 80 Pfennig.

Berlin ^V., 22. März 1880.
Kaiserliches General-Postamt.Wiebe.

28t. 255. Postanweisungsverkehrmit den Vereinigten
Staaten von Amerika.

Vom 1. April ab kommt für Postanweisungen nach
den Vereinigten Staaten von Amerika an Gebühr der
Satz von 20 Pfennig für je 20 Mark, mindestens jedoch
40 Pfennig für jede Postanweisung,zur Erhebung. Der
Meistbetrag einer Postanweisungbeträgt, wie bisher,
50 Dollar. Der Betrag ist in der Währung des Be¬
stimmungsgebiets— Dollar und Cents — anzugeben.
Die Umwandlung in die Markwährungfindet bis auf
Weiteres nach dem Verhältniß von 100 Dollar gleich
425 Mark statt. Zu Postanweisungen nach den Ver¬
einigten Staaten ist das für den Weltpostverein vorge¬
schriebeneFormular mit deutschem und französischem
Vordruck zu benutzen.Die handschriftliche Ausfüllung
ist mit lateinischen Schriftzeichen zu bewirken.Die
Postanweisungen müssen außer dem Namen des Empfängers
und dessen genauer Adresse seinen Vornamen oder
wenigstens die Anfangsbuchstaben seines oder seiner
Vornamen enthalten. Bei Firmen genügt die gewöhn¬
liche Bezeichnung der Firma. Zur näheren Bezeichnung
des Bestimmungsorts ist außer dem Namen des Staats
thunlichst auch der Name des Kreises (oount^), in welchem
der Wohnort des Empfängers liegt, anzugeben. Der
Abschnitt der Postanweisungmuß den Namen und die
nähere Bezeichnung des Absenders und kann außerdem
den auszuzahlenden Betrag und den Tag der Ein¬
zahlung enthalten. Weitere Mittheilungen sind auf dem
Abschnitt nicht zulässig.

Berlin 23. März 1880.
KaiserlichesGeneral-Postamt.Wiebe.

282. 261. Die mittelst Bekanntmachung vom 23.
Januar d. I. angekündigte neue Ausgabe des Handbuchs
für das Deutsche Reich auf das Jahr 1880 ist erschienen.

Berlin, den 12. März 1880.
Der Staatssekretär des Innern. I. V,: Eck.

283. 267. In der Königlichen Turnlehrer-Bildungs-
anstalt Hierselbst wird im nächsten Schulsemester ein
etwa dreimonatlicherKursus zur Ausbildung von
Turnlehrerinnen abgehalten werden. Die Eröffnung
desselben findet voraussichtlich am 19. April d. I. statt.

Zur Teilnahmegeeignet sind an erster Stelle Be¬
werberinnen, welche die Prüfung als wissenschaftliche
Lehrerinnen für Mädchenschulenabgelegt haben. Nur
so weit durch Berücksichtigung von solchen Lehrerinnen
die Anzahl der überhaupt Aufzunehmenden nicht erreicht



wird, können auch andere Bewerberinnen aufgenommen

werden, wenn sie einen genügenden Grad der Schulbil¬
dung nachweisen.

Der Meldung sind beizufügen:

1. ein kurzer Lebenslauf, in welchem auch anzugeben

ist, ob Bewerberin bereits einige turnerische Fertigkeit
besitzt,

2. ein Geburtsschein, aus welchem hervorgehen muß,

daß Bewerberin das 18. Lebensjahr vollendet hat,
3. ein Gesundheitsattest,

4. das Prüfungszeugnis als Lehrerin, bezw. seitens
der andern Bewerberinnen ein Nachweis über die er¬
langte Schulbildung,

5. seitens der Bewerberinnen, welche in lehramtlicher

Thätigkeit stehen, der Nachweis, daß ihnen für die

Dauer des Kursus Urlaub erteilt, bezw. daß der Nächst¬
vorgesetzte mit der Teilnahme der Bewerberin an dem

Kursus einverstanden sei,

6. seitens der nicht im Lehramte stehenden Be¬

werberinnen ein Führungsattest.

Die Meldungen sind unmittelbar bei mir

spätestens bis zum 5. April d. I. anzubringen.
Es wird vorausgesetzt, daß den Bewerberinnen die

erforderlichen Geldmittel zum Unterhalte hier während

des Kursus zur Verfügung stehen. Bedürftigen Teil¬
nehmerinnen können indessen Beihülsen aus einem mir

für diesen Zweck zur Verfügung stehenden Fonds ge¬

währt werden. Hierauf gerichtete Anträge sind durch

eingehende, auf besonderem Bogen zu gebende Darlegung
der Verhältnisse zu begründen.

Berlin, den 13. März 1880.

Der Minister der geistlichen-, Unterrichts- und Mediziual-
Angelegenheiten. I. A.: Greifs.

Verordnungen u. Betanntinachungen
der Provinzial-Vehörden.

284. 256. Der seitherige Oberlehrer Professor Schmitz

vom Gymnasium zu Saarbrücken, ist in gleicher Eigen¬

schaft an das Gymnasium zu Cüve versetzt worden.

Coblenz, den 15. März 1880.

Königliches Prooinzial-Schul-Collegium: von Neese.

Verordnungen n. Bekanntmachungen
der Königlichen Regierung.

283. 247. Auf den Bericht vom 18. Februar er. will

Ich hierdurch gestatten, daß

1. das Konnt« für den Darmstädter Pferde- und

Fohleumarkt zu denjenigen Verloosungen von Fohlen-,

Pferdegeschirren und anderen, den Zwecken der Pferde¬

besitzer und Landwirthe dienenden Geräthen, welche das¬

selbe bei Gelegenheit der im April und September d. I

in Darmstadt abzuhaltenden Frühjahrs- und Herbst-

Pferdemärkte mit Genehmigung der Großherzoglich-Hes-

sischen Regierung zu veranstalten beabsichtigt und
2. das Konnte sür die V. Dresdener Pserde>Ausstel-

lung zu der bei Gelegenheit dieser in der Zeit vom 28.

bis 30. Mai d. I. stattfindenden Ausstellung mit Ge¬

nehmigung der Königlich Sächsischen Regierung zu ver¬

anstaltenden Ausspielung von Equipagen nnd edlen

Pferden auch im diesseitigen Staatsgebiete und zwar

ersteres in den Provinzen Hessen-Nassau, Brandenburg,

Hannover, Rheinland, Sachsen und Westfalen, letzteres

aber im ganzen Bereiche der Monarchie Loose vertreiben
dürfen.

Berlin, den 23. Februar 1880.

gez. Wilhelm

ggez. Graf Eulenburg.
An den Minister des Innern.

Vorstehende Allerhöchste Cabinets-Ordre wird hier¬

durch mit der Weisung zur öffentlichen Kenntniß gebracht,
dem Vertriebe der Loose, zu den gedachten beiden

Lotterien, deren Preis bei der Darmstädter aus 2 M.

und bei der Dresdener auf 3 Mark festgesetzt worden

ist, im diesseitigen Bezirke keine Hindernisse in den Weg

zu legen.
Düsseldorf, den 16. März 1880. I. IIs.. 1375.

38k. 265. Erhöhung der Vergütungssätze sür

geleisteten Vorspann.

Die auf Gruud der erfolgten Revision in Ausführung

des Z. 9 Nr. 1 des Gesetzes über die Naturalleistungen
für die bewaffnete Macht im Frieden vom 13. Februar

1875 (A.-V,-Bl, S. 111) von dem Bundesrath in seiner

Sitzung vom 23. Dezember 1879 beschlossene Erhöhung

der Vergütungssätze sür geleisteten Vorspann, sowie das

danach abgeänderte Verzeichniß der für die Lieferungs¬

verbände der Bundesstaaten festgestellten Vergütungssätze

für Vorspann, werden hiermit zur Kenntniß der Armee
gebracht.

Berlin, 24. Januar 1880. Nr. 742.12 M. O. D. 3.

Kriegs-Ministerium. gez.: von Kameke.

Klassen-Eintheilung der Vergütungssätze.
I. II. III. IV. V.

Klasse.

Vergütungssätze für Es entfalln!
also auf

Wagen und
Führer

(Differenz von
II. ». lll.)

M.

ein mit einen
Pferde be-

ipanntes Fuhr
werk mit
Führer.

M.

jedes
weitere

Pferd.

M.

ein mit zwei
Pferden be¬

spanntes Fuhr¬
werk mit Führer

(Summa von11. u. III.)

M.

1 10 6 16 4
2 9 5 14 4

3 8 4>/s 12l/s 3'/-
4 7 Z'/ü 10!/! 3»/-

Der in Kolonne V aufgeführte Satz wird zur Hälfte

für den Wagen und zur anderen Hälfte für den Führer
gerechnet.

Der Vergütnngssatz für einen mit zwei Ochsen be¬

spannten Wagen nebst Führer wird dem Satze für das

einspännige Pferdefuhrwerk (Kolonne II) gleichgestellt;

jedes weitere Stück Ochsen wird mit der Hälfte des

Satzes in Kolonne III vergütet.

Die Vergütung für einen mit zwei When bespannten

Wagen erfolgt in der Weise, daß dabei drei Kühe wie



zwei Ochsen gerechnet werden.
Verzeichnis;der für die Lieferungsverbände der Bundesstaaten

festgestellte n V ergütungssätze für Vorspann.

I. II. I III. I IV. I V. sVI.

's

Bundesstaat

(Lieferungsverbändein

demselben.)

Rheinprovinz.
Stadtkreise: Aachen, Cöln,

Düsseldorf 10 6 16

Kreise: Aachen (Land),

Barmen, Bergheim,Bonn,

Cleve, Coblenz, Cöln
(Land), Creseld (Stadt

u. Land), Düren, Düssel¬

dorf (Land), Duisburg

(Stadt), Elberfeld (Stadt),

Essen (Stadt u. Land),Euskirchen, Geldern,
Gladbach, Grevenbroich,
Gnmmersbach, Kempen,
Lennep, Mettmann,Moers, Mülheim a. d.
Ruhr, Mülheim a. R.,Neuß, Rees, Rheinbach,
Siegkreis, Solingen,

Trier, Waldbroel,Wipper-
fürth 9 S 14

Sämmtliche übrige Kreise

der Provinz .... 8 j 4^/s 12i/s

Vorstehende Bekanntmachung bringen wir hierdurch
uuter Bezugnahme auf unsere Bekanntmachung vom 25.

August 1875 (Amtsblatt 38./1220) zur öffentlichen
Kenntniß.

Düsseldorf, den 15. März 1880. I. IV. 305.
287. 248. Auf den Bericht vom 8. März d. I. will
Ich dem Internationalen Klub zu Baden-Baden hierdurch

die Erlaubniß ertheilen, zu den Ausspielungen von

Gegenständen der Kunst, des Kunstgewerbes und der

Industrie, sowie von edlen Pferden, welche derselbe

behufs Erhaltung der Jffezheimcr Rennen, sowie zur

Förderung der einheimischen Kunst und Industrie mit

Genehmigung der Großherzoglich Badischen Landes¬

regierung in diesem Jahre wieder zn veranstalten

beabsichtigt, anch im ganzen Preußischen Staatsgebiete
Loose zu vertreiben.

Berlin, den 9. März 1880.

gez.: Wilhelm.

ggez.: Graf Eulenburg.
An den Minister des Innern.

Vergütungsfätzefür

UK

Z'k

« s

M.

S L

M.

L S

s

'S Z Z Z

M.
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N

Vorstehende Allerhöchste Cabinets-Ordre wird hier¬
durch mit der Weisung zur öffentlichenKenntnißgebracht,
dem Vertriebe der gedachten Loose, deren Preis für
alle 5 Klassen, in welchen die qu. Lotterie gezogen
wird, zusammenauf 10 Mark, bezw. für jede einzelne
Klasse auf 2 Mark pro Stück festgesetzt worden
ist, im diesseitigen Bezirk keine Hindernisse in den
Weg zu legen.

Düsseldorf, den 16. März 1880. I. II. a. 1373.288. 250. Der Herr Ober-Präsident hat durch Erlaß
vom 16. v. Mts., dem Antrage der Stadtverordneten-
Versammlungzu Ruhrort entsprechend, die Einschränkung
des in dem letzten Drittheiledes Monats Juli jeden
Jahres daselbst stattfindenden dreitägigen Jahrmarktes
auf zwei Tage genehmigt.

Düsseldorf, den 11. März 1880. I. III. L. 997.289. 251. Bei dem Königlichen Gewerbegerichtezu
Burscheid scheiden aus: a,) die Mitglieder Albert
Jung zu Grossoesinghausen und Gustav Geller zu Leich-
lingen, sowie K) die stellvertretenden Mitglieder
Wilh. Rader zu Burscheidund Gustav Schneiderzu Leich-
lingen.

Bei den am 1. und 2. ds. Mts. stattgehabten Er¬
gänzungswahlen sind neu bezw. wiedergewähltworden:
»,) zu Mitgliedern: Aug. Haas III. zu Burscheidund
Karl Halbach zu Leichlingen,sowie d) zu stellvertre¬
tenden Mitgliedern: Wilh. Rader zu Burscheid und
Bernh. Pohlig zu Leichlingen.

Sämmtliche Gewählte haben die Wahl angenommen
und ist diese Wahl von uns bestätigt worden.

Düsseldorf, den 12. März 1880. I. III. L. 1381.290. 252. Der Kaufmann P. I. Mertens zu Cleve
hat die ihm nnter'm 5. August 1874 ertheilte Concession als

Agent des Auswanderer-Beförderung-Unternehmers

Wilhelm Maaßen in Cöln die Beförderung Preu¬

ßischer Auswanderer nach Amerika und Australien

im Bezirke der Bürgermeisterei Cleve zu vermitteln, uns

zurückgegeben und hat genannter Herr Maaßen die Her¬

ausgabe der für diese Vermittelungs-Agentnrgeschäfte

hinterlegten Cantion von 300 Thalern (900 Mark) be¬

antragt. Indem wir dies auf Grund des H. 14 des

Reglements vom 6. September 1853 über die Geschäfts¬

führung der zur Beförderung von Auswanderern con-

cessionirten Personen und die von denselben zu bestellen¬

den Cantionen (Amtsbl. 1853 S. 589 ff.) zur öffentlichen

Kenntniß bringen, bemerken wir, daß etwaige Ansprüche

an die Caution des p. Mertens binnen einer präklusi-

vischen Frist von 12 Monaten bei uns oder dem Königl.

Landrathsamte zu Cleve anzubringen sind.

Düsseldorf, den 11. März 1880. I. HI. L. 101<z.291. 257. Der Geometer Heinrich Hubert Hütten ist
nach bestandener Prüfung vereidigt worden.

Düsseldorf, den 17. März 1880. I. III. 1302.292. 275. Wir bringen hierdurch zur öffentlichen
Kenntniß, daß mit Genehmigung der Herren Ressort-
Minister das nach den Erlassen des Herrn Handels¬
ministers vom 29. April 1873 —III. 6679 — und 16.
März 1877 III. 4309 im Rnhrorter Hafen zur
Hebung kommende Trichtergeld, sowie des nach den
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gemeinschaftlichen Erlassen der Herren Rassortminister N. H. und III. 6005 I?'. !>I. zu erhebende Kr ahn-

vom 20. April 1855: III4705/IV 3856 H. N. und III. g eld vom 1. April d. Js. ab fortfällt.
7473 N. und vom 9. Mai 1876 III 7866 IV 7247 > Düsseldorf, den 24. März 1880. I. K. 283.

29 3 268 Feststellung

der Vergütungspreise für die Landlieferungen an Brotmaterial, Hafer, Heu und Stroh, in Gemäßheit der HZ. 16

und 19 des Gesetzes über die Kriegsleistungen vom 13. Juni 1873, für das Jahr 1880, gültig bis zum 1.

April 1881, für die Rheinprovinz.

Vergütungspreis pro 100 Kilogramm iin Mark und Pfennigen)Bezeichnung des

Lieferungsver¬

bands (Landräth-

lichen Kreises.)

für denselben
bestimmten

Haupt-Markt-
ortes.

Roggen.

M. Pf.

v. Regierungsbezirk Düsseldorf.

Stroh.

M. Pf.

1

2
Barmen

Lennep

s aä 1, 2
( Barmen l

18 66 23 89 17 25 8 49 7 08

3 Cleve Cleve 17 98 23 08 17 06 7 04 4 93
4

5
Erefeld Stadt
Crefeld Land

/ -rcl. 4, 5
i Crefeld

! 17 51 22 51 17 25 7 40 5 24

6 Düsseldorf Stadt Düsseldorf 18 58 23 80 17 63 8 12 5 89
7 Düsseldorf Land Benrath 17 44 22 43 16 88 7 99 6 20
8

9
Duisburg

Mülheima.d.Rnh.

, aä 8, 9

> Duisburg
17 88 22 96 17 29 8 85 6 42

10
11

Elberfeld
Mettmann

/ aä 10, 11

( Elberfeld

l

i 18 07 23 18 17 36 8 11 6 54

12 Essen Stadt Essen 18 47 23 66 18 75 8 27 7 28
13 Essen Land Werden 17 79 22 85 17 04 8 61 6 32
14 Geldern Geldern 17 74 22 79 16 39 6 07 5 13
15 Gladbach Gladbach 16 23 20 98 15 68 7 12 4 55
16 Kempen Kempen 17 91 22 99 17 77 6 81 5 87

17,Moers Moers 17 73 22 78 16 23 7 0 5 31

18^Neuß
19,Grevenbroich

/ aä 18, 19

» Nenß
17 13 22 06 16 35 7 53 4 59

20Rees Wesel 17 96 23 05 17 19 7 81 5 13

21^Solingen Solingen 18 53 23 74 17 68 8 73 6 96

Coblenz, den 15. März 1880.

Vorstehende Feststellung bringen wir hiermit zur öffentlichen Kenntniß.
Düsseldorf, den 21. März 1880

294 258 Verzeichnis

der Vorlesungen, welche im Sommer-Semester 1880 in

dem mit der Universität in Beziehung stehenden Königlichen

landwirtschaftlichen Lehr-Jnstitute zu Berlin (Jnvaliden-

straße Nr. 47) stattfinden werden.

1. Professor Dr. Orth: a. Bonitirungs- und Taxa¬

tionslehre; d. Bodenkunde; e. Specielle Ackerbaulehre;

ä. Pedologifche Uebungen; s. Exkursionen an passenden

Tagen.

2. Professor Dr. Eichhorn: a,. Organische Chemie,

erläutert durch Experimente; b. Anleitung zu agricnltnr-

chemischeu Untersuchungen mit Uebnngen im Laboratorium.

3. Geheimer Regierungs-Rath Professor Dr. Landolt:

Nähere Anzeige durch Anschlag über die Vorlesungen
bleibt vorbehalten.

4. Professor Dr. Held: 1. Praktische Nationalökonomie

für Landwirthe. 2. An der Universität: k. Allgemeine

Nationalökonomie; b. Geschichte der Nationalökonomie;
o. Nationalökonomische Uebungen.

5. Professor Dr. Knh: s.. Grundzüge der Experimental-

Der Ober-Präsident der Rheinprovinz: von Bardeleben.

I. IV. 412.

Physiologie der Pflanzen; d. Mikroskopischer Kursus

für Geübtere, mit besonderer Rücksicht auf Pflanzen¬

krankheiten; c. Leitung botanischer Untersuchungen im
Pflauzeuphysiologischen Institut.

6. Professor Müller: Ueber Physiologie der Haus¬
thiere, verbunden mit anatomischen Demonstrationen.

7. Professor Dieckerhoff: Ueber Krankheiten der Haus¬
thiere.

8. Nr. Hartmann: a. Schafzucht und Wollkunde; I>.
Riudviehzucht.

9. Profeffor Dr. ^roßmann: Buchführung, insbesondere

die doppelte Buchführung für größere und kleinere Güter;

Planimetrie uud Trigonometrie, mit besonderer Berück¬

sichtigung der Aufgaben der Feldmeßkunst.

10. Ingenieur Schotte: Landwirthschastliche Maschinen¬

kunde mit Zugrundelegung der Hauptlehren der Maschinen-
Mechanik.

11. Postbaurath Tuckermann: Praktische Uebungen
im Feldmessen nnd Nivelliren, Kartiren und Berechnen

von Flächen mit Hinweisnng auf Drainagen und Be-



rieselungen.
12. vr. Scheibler: Chemie und Technologie der

Rübenzucker-Fabrikationmit besondererBerücksichtigung
der analytischenUntersuchungs-Methoden.

13. Garten-InspektorBonchs: Ueber Gartenbau, unter
besonderer Berücksichtigung des Gemüse- und Obstbaues,
der Gehölzzucht, der Parkanlagen, der Konstruktionvon
Gewächshäusern.

14. vr. Wittmack:a,. Ueber Früchte und Samen, mit
besonderer Rücksichtauf deren Verfälschungen; l,. Bo¬
tanische Exeursionen; o. Landwirthschastliche Botanik.

15. Kammergerichtsrath Keyßner: Reichs- und
Preußisches Recht mit besonderer Rücksicht auf die für
den Landwirth wichtigenRechtsverhältnisse.

16. Ober-Roßarzt Küttner: Hufbeschlagslehre, ver¬
bunden mit Demonstrationenund praktischen Uebungen.

17. Dr. Lehmann: LandwirthschastlicheFütterungs¬
lehre.

18. Oekonomierath vr. Freiherr von Canstein: Dünger-
lehre.

19. vr. von Kaufmann: Tagesfragen aus dem
Gebiet der Finanzwissenschaft; K. Volkswirthschafts¬
politik.

20. vr. Zopf: Ueber Parasitische Pilze mit besonderer
Rücksichtauf die Krankheitender Kulturgewächse.

21. Oberförster Krieger: Forstwirthschaft.
22. vr. Delbrück:Fortschritte der Spiritus- und Preß¬

hefen-Fabrikation.
Außer diesen, für die der Landwirthschaft beflissenen

Studirenden besonderseingerichteten Vorlesungen, stehen
die sämmtlichen Vorlesungen der Thierarzneischuleden
Studirenden des landwirthschaftlichenLehr-Instituts
offen und finden an der Universität noch mehrere Vor¬
lesungen statt, welche sür angehende Landwirthe von
näherem Interesse sind und zu welchen der Zutritt den¬
selben freisteht, oder doch leicht verschafft werden kann.
Von den Vorlesungen an der Universität sind besonders
hervorzuheben: Physik, Geologie, Mineralogie, Zoologie.
Den Studirenden ist Gelegenheit gegeben, an den prak¬
tischen Uebungen im Vereins-Laboratorium und an den
Exeursionen zur Versnchs-Brennerei des Vereins der
Spiritus-Fabrikanten in Deutschland theilzunehmen.
Meldungen hierzu bei vr. Delbrück im Jnstituts-Ge-
bäude. Desgleichen wird den Studirenden die Theil¬
nahme an den Arbeiten im Laboratorium des Vereins
der deutschenZuckerfabrikanten ermöglicht werden. Mel¬
dungen hierzu beim Geheimen NegierungsRath Landolt
im Jnstituts-Gebände.

Das Sommer-Semester beginnt, gleichzeitig mit dem
Sommer-Semesteran der Königlichen Universität am 21.
April 1880 Meldungen wegen der Ausnahme in das
Institut werden im Bureau des Instituts, Jnvalidenstr.
47, entgegengenommen.

Die bisherige Bibliothekdes Königlichen Ministeriums
für Landwirthschaft, Domainen und Forsten geht zum
größten Theil an das Institut über und wird in dem
neuen Instituts-Gebäude ausgestellt. In Verbindung
mit derselben steht das Lesezimmer, welches ebenfalls in

dem neuen Institut eingerichtet wird. Ueber die Be¬
nutzung beider Institute wird nähere Bekanntmachung
vorbehalten.

Die Jnstituts-Quästur befindet sich im Central-Büreau
des Königlichen Ministeriums für Landwirthschaft,
Domainen und Forsten, Leipziger-PlatzNr. 7, nnd ist
von 10—1 Uhr geöffnet.

Von derselben werden fortan erhoben: it. an Ein¬
schreibegebühren 6 Mark pro Semester; b. an Auditorien¬
gebühren 50 Pf. pro Vorlesung und Semester; o. Gebühr
für Ausfertigung eines Studienzeugnisses3 Mark.

Berlin, den 5. März 1880.
Das Kuratorium,

gez . vr. Thiel, vr. OlsHausen.

Vorstehende Bekanntmachungwird mit dem Hinzu¬
fügen veröffentlicht, daß das Verzeichnisder Vorlesungen
jederzeit von der Jnstituts-Direktion in Berlin bezogen
werden kann.

Düsseldorf,den 16. März 1880. I. III. 1235.
295 264 Reglement
über die Anstellung und die Pflichten der Bezirks-Schorn-

steinfeger.
Nachdem unser ganzer Verwaltungsbezirk durch Ver¬

fügung vom 27. November 1854 (A. B. x>. 807) auf
Grund des H. 56 der Gewerbe Ordnung vom 17. Januar
1845 in Kehrbezirke eingetheilt worden ist, welche
mannigfach durch spätere Verfügungen Abänderungen
erlitten haben; nachdem die Aufrechthaltungdieser Kehr¬
bezirke, sowie des angezogeneu H. 56 durch H, 39 der
Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 ausgesprochen
worden ist; nachdem ferner die Eingesessenenunsers
Bezirks durch Polizei-Verordnung vom 20. Januar 1873
(A. B. p. 26) unbeschadetder Besngniß, ihre Schorn¬
steine dnrch jeden beliebigenSchornsteinfeger fegen zu
lassen, verpflichtet worden sind, in den localpolizeilich
angeordnetenFristen ihre Schornsteinedurch den ange¬
stellten Bezirksschornsteinsegergegen Entrichtung der
diesem nach §. 77 der Gewerbe-Ordnung zustehenden
taxmäßigen Gebühren reinigen zn lassen, bestimmen wir,
um eine sachgemäßeund zuverlässige Vornahme dieser
vorgeschriebenen Reinigungen durch die Bezirks-Schorn-
steinfeger zu sichern, daß vom 1. April d. I. ab für
die Anstellung, Thätigkeit und Entlassung der Bezirks¬
schornsteinfeger nachfolgendeVorschriften zu beachten
sind:

Z. 1. Jede Anstellung als Bezirks - Schornsteinfeger
bedarf der landräthlichen Genehmigung. Diese Ge¬
nehmigungerfolgt nur auf Widerruf und ist zu ertheilen,
wenn der Anzustellende:

g,. vollständigunbescholtenist und einen nüchternen
Lebenswandelsührt,

d. das 24. Lebensjahr erreicht hat,
drei Jahre lang das Schornsteinfeger-Gewerbelaut

Zeugniß eines Schornsteinfegermeistersoder Lehrbrief
nach §. 127 der Gewerbe-Ordnung ordnungsmäßig er¬
lernt hat,

ck. drei Jahre lang als Geselle bei einem Schorn-



steinfegermeister mit gutem Erfolg gearbeitet hat,

s. seine Qualifikation durch Ablegung der Bezirks -

Schornsteinfeger-Prüfung (Z. 2) nachgewiesen hat.

Die Anforderung s.ä o. fällt für Diejenigen weg,

welche bereits bei Erlaß dieses Reglements als Schorn¬

steinfeger-Gesellen thätig sind. Von der Anforderung

s-ä s. kann bis zum 1. Januar 1882 unter der Be¬

dingung abgesehen werden, daß der angestellte Bezirks¬

schornsteinfeger binnen Jahresfrist nach seiner Anstellung

die sad s. vorgeschriebene Prüfung ablegt.

Z. 2. Die Bezirks-Schornsteinfeger-Prüfnng erstreckt sich:
a. auf die für ven Gewerbebetrieb nothwendigen

Schulkenntnisse im Lesen, Schreiben und Rechnen in den

4 Spezies.

b. auf die Kenntniß der Fenerungs-Anlagen, die

Construktion der Schornsteine, der verschiedenen Arten

von Verunreinigungen derselben, der Reinigungsfristen

bei den verschiedenen Breun-Materialien, die Werkzeuge

und Arten der Reinigung, die Ermittelung feuergefähr¬

licher Stellen, der einschlägigen Bau- und Feuerpolizei¬

lichen Borschriften, sowie ans die Fähigkeit, eine vor¬

handene Feuerungsanlage durch eine Handzeichnung an¬

schaulich darzustellen;
o. auf die technische Fertigkeit in Ausübung des Ge¬

werbes durch das Reinigen mehrerer Schornstein-Röhren

und das kunstgerechte Besteigen wenigstens eines Rauch¬
fangs.

Ein Theil der Fragen aä d. ist von dem Examinan¬

den an den Schornsteinen eines Gebäudes erläuternd zu
beantworten.

K. 3. Die Prüfung erfolgt für den ganzen Regiernngs-

Bezirk durch die „Prüfuugs-Commission für Bezirks-

Schornsteinfeger", welche in Crefeld ihren Sitz hat und
welche besteht:

a,. aus dem jeweilig zu Crefeld domicilirten Königlichen

Kreisbau-Beamten als Vorsitzenden,

l>. aus zwei Bezirks-Schornsteinsegern als Beisitzern,

welche wie auf Vorschlag des Vorstandes die „Schorn¬

steinfeger-Innung für den Regierungs-Bezirk Düsseldorf"

für die Dauer von zwei Jahren ernennen,

o. aus einem Maurermeister als Beisitzer, welcher von

uns auf Vorschlag der städtischen Behörde zu Crefeld

für die Dauer von 2 Jahren ernannt wird.

Ein jeder der beiden Bezirks-Schorusteinfeger (a,ä d)

und für den Maurermeister (s.ä e) wird in gleicher Weise

ein Stellvertreter ernannt, welcher in Verhinderungs¬
fällen eintritt.

§. 4. Die Meldung zur Prüfung ist an den Vor¬

sitzenden der Commission zu richten. Gleichzeitig ist an

denselben die Prü>ungs-Gebühr einzuzahlen, welche 18

M. beträgt für solche, die innerhalb unsres Bezirks und

36 M. für solche, die außerhalb unsers Bezirks Wohnsitz

haben.

Die Zulassung zur Prüfung darf der Vorsitzende nur
erklären, wenn der Meldende sich über die Erfüllung der

Voraussetzungen des H. 1 sud s,, e und ä ausge¬

wiesen hat.

Falls sich die Meldungen zu sehr häufen, ist der Vor¬

sitzende berechtigt, mit unsere Genehmigung dnrch eine

Amts-Blatts-Bekanntmachung die Zulassung derjenigen,

welche außerhalb unsers Bezirks Wohnsitz und nicht

mindestens ein Jahr in demselben als Schornsteinfeger-
Gesellen gearbeitet haben, für einen bestimmten Zeitraum
auszuschließen.

H. 5. Die Commission kann gleichzeitig Mehrere

prüfen. Die Prüfung muß in der Zeitfolge der Zu¬

lassung und spätestens 6 Wochen nach der Zulassung
beginnen.

Ueber das Ergebniß der Prüfung ist eine kurze, von

den Mitgliedern der Commission zu vollziehende schrift¬

liche Verhandlung aufzunehmen. Die -Seschiußnahme

der vollzähligen Commission erfolgt nach der Mehrzahl
der Stimmen, bei Gleichheit der Stimmen gibt die des
Vorsitzenden den Ausschlag.

Wird die Prüfung von der Commission als genügend

bestanden erachtet, so stellt der Vorsitzende das Besähi-
gungs-Zeugniß aus. Andernfalls bescheidet der Vor¬

sitzende den Geprüften ablehnend uud bestimmt zugleich
die Frist, vor deren Ablanf er sich zu einer auderweiteu

Prüfung nicht melden darf. Dieselbe beträgt mindestens
6 Monate nnd höchstens ein Jahr.

Z. 6. Von den Prüsnngs-Gebühren erhält der Vor¬

sitzende 3/>> und jeder der 3 Beisitzer 2/,,. Der für den

Geschäftsbetrieb der Commission erforderliche Aufwand

an Schreib-Materialien, Porto, Schreib- und Boten-

Gebühren ?e. ist vorweg ans den Gebühren zu decken.

H, 7. Die Anstellung, Stellvertretnng und Entlassung

des Bezirks-Schornsteinsegers ist in der sürOrts-Polizei-
Berordnuugeu vorgeschriebenen Weise bekannt zu machen.

Der Anstellung muß eine schriftliche Anerkennung des
gegenwärtigen Reglements vorausgehen.

H. 8. Die Anstelluugsbehörde kann mit landräthlicher

Genehmigung eine Stellvertretung des Bezirks-Schorn-

steinfegers (H. 47 al. 2 Gewerbe-Ordnung) zulassen:

bei Einberufung zum Militärdienst, für die Dauer
der Einberufung,

b. sonst nur bei besondere Nothlage uud nie länger
als für die Dauer eines Jahres. Der Stellvertreter

muß den Anforderungen des H. 1 entsprechen.

Z. 9. Der Bezirks-Schornsteiuseger mnß die Reinigung
der Schornsteine entweder selbst vornehmen oder unter

seiner vollen Verantwortlichkeit für die ordnungsmäßige

Wahrnehmung der Kehr-Geschäste durch einen sachkundigen

Gesellen oder Gehülfen vornehmen lassen.

Beim Reinigen der Schornsteine durch einen Lehr¬

jungen muß der Bezirksschornsteinfeger selbst oder sein

sachkundiger Gehülfe gegenwärtig sein und genaue Auf¬
sicht üben.

K. 10. Von jeder Annahme eines Gesellen oder Ge¬

hülfen ist vor Beschäftigung desselben der Anstelluugs¬

behörde schriftlich Anzeige zu machen. Letzterer ist be¬

fugt, die Annahme solcher Gesellen und Gehülfen zu

untersagen, deren Persönlichkeit und Befähigung keine

genügende Sicherheit für die ordnungsmäßige Vornahme

der ihnen übertragenen Geschäfte bieten. Stellt sich in
der Folge heraus, daß die angenommenen Gesellen oder
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Gehülfen diese Sicherheit nicht mehr bieten, so sind die¬
selben alsbald auf Anordnung der Anstellungsbehörde

zu entlassen.

Z. 11. Die Anstellungsbehörde muß denjenigen Bezirks-

Schornsteinfeger, welchem die landräthliche Genehmigung
entzogen ist, alsbald entlassen.

Der Widerruf dieser Genehmigung (H. 1) tritt ein:

a.. wenn die Voraussetzung der Unbescholtenheit oder

des nüchternen Lebenswandels nicht mehr zutrifft,

b. wenn die Reinigungen der Schornsteine nicht ord

nungs- nnd regelmäßig vorgenommen werden,

0. wenn die Anordnungen der Anstellungsbehörde, die

im §. 9 erwähnt sind, nicht befolgt werden,

c>. wenn bei Ausübung des Gewerbes die erforderliche

Rücksichtnahme gegen die Hansbewohner wiederholt ver¬

letzt wird.

K. 12. Die ZZ. 8—11 gelten auch für die vor Erlaß

dieses Reglements bereits angestellten Bezirks-Schorn-

steinseger. Ihre Entlassung hat, wenn eine der Voraus¬

setzungen des §.11 sud a—ä vorliegt, auf Verlangen

des Landraths so rasch zu erfolgen, als die Anstellungs-

Bedingungen dies gestatten.

Düsseldorf, den 9. März 1880. I. III. L. 1284.

296 270. Nachstehend bringen wir die seit unserer

Bekanntmachung vom 8. März v.J. (Amtsblatt S. 126)

eingetretenen Veränderungen in dem nnter'm 26. Juni

1874 (Amtsblatt Seite 286) veröffentlichten Verzeichnisse

der zur Praxis in unserem Verwaltungsbezirk berechtigten

niederländischen Medizinal-Personen zur öffent¬

lichen Kenntniß.

Es sind verstorben, bezw. verzogen oder haben ihre

Praxis niedergelegt:
Provinz Gelderland.

1. In der Gemeinde Eibergen der praktische Arzt,

Wundarzt und Geburtshelfer S. M. Ellerbeek, 2. iu der
Gemeinde Aalten die Hebamme H. M. G. van de Linde,

3. in der Gemeinde Dmxperlo der Wundarzt und Ge¬

burtshelfer B. I. H. Boers, 4. in der Gemeinde Dmx¬

perlo der Wundarzt und Geburtshelfer A. A. Grondhout,

5. in der Gemeinde Gendringen der Wundarzt und Ge¬
burtshelfer I. D. v. Heugel, 6. in der Gemeinde Her-

wen und Aerdt der Wundarzt und Geburtshelfer G.

van Nouhuhs, 7. in der Gemeinde Nymegen der Wund¬
arzt und Geburtshelfer I. Roos.

L. Provinz Limbnrg.

8. In der Gemeinde Beefel die Hebamme P. v. den
Ecker, 9. in der Gemeinde Swalmen die Hebamme G.

H. Haanen, 10. in der Gemeinde Bocholtz der Wundarzt

nnd Geburtshelfer I. H. M. Gerards.

Es haben sich niedergelassen:

H.. Provinz Gelderland.

1. In der Gemeinde Nymegen der praktische Arzt,
Wundarzt und Geburtshelfer C Noorduyn.

ü. Provinz Limburg.

2. In der Gemeinde Swalmen die Hebamme E. H.

Sterck, 3. in der Gemeinde Heerlen der praktische Arzt,
Wundarzt und Geburtshelfer E. Wintgens.

Düsseldorf, den 18. März 1880. I. II. 457.

Bekanntmachungen auf Grnnd des
Reichs Gesetzes vom 2l. Oktober l87N.
297. 249. Auf Grund des §. 12 des Reichsgesetzes
gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozial¬
demokratie vom 21. Oktober 1878 wird hierdurch zur

öffentlichen Kenntniß gebracht, daß das ohne Angabe

des Druckers und Verlegers erschienene Flugblatt,
enthaltend einen Artikel mit der Ueberschrift:

„Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands.

Freunde und Parteigenossen!" und der Unter¬

schrift: „Deutschland, Ende Februar 1880",

sowie einen Aufruf, betreffend die in Zürich erscheinende

Zeitung „Der Sozialdemokrat", mit der Aufschrift:

„Freunde und Parteigenossen!" nach Z. 11 des

gedachten Gesetzes durch die unterzeichnete Landespolizei¬
behörde verboten worden ist.

Berlin, den 17. März 1880.

Königliches Polizei-Präsidium, von Madai.

Verordnungen n Bekanntmachungen anderer Behörden.
298. 259. Auf Antrag des Oberbürgermeister-Amteszn Elberfeld hat die Königliche Regierung zn Düsseldorf
durch Verfügung vom 5. d. Mts. I. III. 1045 die Einleitung des Verfahrens zur Feststellung der Entschädigung

für folgende zur Reguliruug eines Theiles der Friedrichsschnlstraße in Elberfeld erforderliche Grundfläche angeordnet:

s; Flur
Abt.

Nummer

der Parzelle

alt. ueu.

Bezeichnung
der

Lage.

Name und Wohnort des

Eigenthümers.

I Ftächenin
d°r

Parzelle
A. Q.-M.

Größe der zu
enteignenden

Grundfläche.
A. i Q.-M.

1> 9 576/201j806/201 Nordstraße IHeiurich Heinemauu in Elberfeld.I Hofraum I 5 j 04 — ^ 43,9

Nachdem die Kgl. Regierung mich zum Comnnssar in dieser Angelegenheit ernannt hat, habe ich zur Verhand¬

lung mit den Betheiligten Termin auf Montag, den 3. April d. I., Nachmittags 4 Uhr an Ort
und Stelle anberaumt.

Alle Betheiligten, soweit dieselben nicht besonders eingeladen sind, werden hiermit aufgefordert, ihre Rechte im

Termine wahrzunehmen unter der Verwarnung, daß bei ihrem Ausbleiben ohne ihr Zuthun die Entschädigung

festgestellt und wegen Auszahlung oder Hinterlegung der letzteren verfügt werden wird.

Barmen, den 19. März 1880. Der Commissar: Wegner, Ober-Bürgermeister.
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299. 260. Verzeichnis derjenigen Personen, welchen durch Urtheilder Strafkammer des Königl. Landgerichts unddes
Königlichen Schwurgerichts zu Elberfeld die bürgerlichen Ehrenrechte auf bestimmte Zeit aberkannt worden sind.

Pro IV. Quartal 1879.

^ Zu- und Vornamen.

« ,
N!

Stand

oder

Gewerbe.

iJ. !

Wohnort.

Ver¬

brechen,
oder

Ver¬

gehen.

Datnm

des

Urtheils.

1879.
!

Erkannte

Strafe.

^ Dauer

j des Vev

!lustes der

! Ehren-

- rechte.

1> Buuderfuß, Caspar ^27!

2! Schnippering, Carl 471
! Friedrich Wilhelm

ZStinder genannt Busch, 26^
Wilhelm

Feller, Carl

Anstreicher
Maurer

4!

i
5!

s!

34

Loewer, Louise

Wilden, Peter

7> Woermann, Wilhelm

8^ Vollmer, August

9^Meyer, Franz Eberhard

10 Frohn, Emil

11 Neuenberger, Franz

12! Kreggenwiukel, Wilh.

Modell-

schreiuer
Brunnen¬

macher

40'Taglöhneriu
25! Handels-

^ mann

Schreiner29-

Lennnep Diebstahl

Hückes- ^ Betrug
wagen

Elberfeld Diebstahl

4. Octob.

Octob.

26

38
Schlosser

Hutmacher

21 Geschäftslos

21- Schlosser

19 Arbeiter

13
14

15

16

17

18

19

20
21

22

23
24

25
26
27

28

29

30

Kremer, Joseph

Krümpelmaun, Wilh.

Lutz, Peter

Brettmann, August

Sinner, Rudolf

Seeling, Carl August

Stöppler, Heinrich

Giffel, Gustav

Scheidberger, Rudolf

Herbold, Ernst

Kirberg, Walther

Maiß, Friedr. Wilh.

Dietze, Otto
Velten, Carl

Hammacher, Adelheid

Frielingsdorf, Joseph

Deutmann, Arnold

Basch, Caspar

Maurer

Tagelöhner

Tagelöhner

Schlosser
Fabrikarbeit

Riemen¬

dreher
Färber

Bierbrauer

Riemen¬

dreher
26 Fabrikarbeit.

19 Tischlerges.

26 Schmied
28 Färber
47 Weber

42 Geschäftslose

20 Schaalen-

fchneider
34 Werkmeister

30 Fabrikarbeit.

31Äranz Jakob, Ehefraui32 ohne
Luise geb. Müller j

Elberfeld, den 20. März 1880.

dto.

dto.

Düsseldorf

Gr. Dorn¬

berg bei

Bielefeld

Crouenberg
Elberfeld

dto.

Ohne festen

Wohnsitz
Nieder¬

bonsfeld

Amt Hat-

tingen

Crefeld
Barmen

Engels-

bergerhof
Gde. Mer-

fcheid
Barmen

dto.

dto.

dto.

Elberfeld
Barmen

Elberfeld
dto.'

dto.

dto.

dto.

Bensberg

Solingen

Dülken

Schmitten-
born

Laaken

Hehlerei

dto.

Diebstahl

dto.

dto.

Urkunden¬

fälschung

Diebstahl

Diebstahl

u. Betrug

Diebstahl

8. Octob

8. Octob.

8. Octob.

24. Octob.

24. Octob.

29. Octob.

2
1

18

3 M.

1 I.

Gef.

Gef.

Gef.

Gef.

Gef.

Gef.

7. Novbr.

14.Novbr.

21.Novbr. 5

dto.

dto.

dto.
>26.Novbr. 3 I.
26.Novbr.! 1

dto.

dto:

dto.

dto.

dto.

dto.

dto.

dto.

dto.

dto.

dto.

dto.

Mordver¬

such
dto.

dto.

26.Novbr. 6J. Zuchth.!

26.Novbr.6J. Zuchth.!
28.Novbr. 2J. Zuchth.?

28.Novbr. 2 I. Zuchth/

28.Novbr.3J. Zuchth.

lO.Decbr. 18MZuchth.

10.Decbr.18M.Zuchth.

10.Decbr.3J. Zuchth.

17.Deebr.3 I. Zuchth.

17.Deebr.3 I. Zuchth.

19.Decbr. 1 I. Zuchth.

31.Decbr. 3 I. Zuchth.

13.Decbr. 10J. Zuchth.

Zeitraum,

für welchen die

Ehrenrechte aber¬

kannt sind.

18 M. Gef.

I. Zuchth.!

5. Novbr. 18M,Zuchth.!

Zuchth.!

Zuchth.

Zuchth/

Zuchth.j
Zuchth/

I. Gef. !

22.Decbr. 5 I. Zuchth,

20. Decbr. 12 I. Zuchth.

dto. izy.Decbr. 7 I. Zuchth.

6
6

5

5

S

5

5

5

5

5

5

5

10

10

10

10

Jahre 4./10.

6./11.

81—86.
80 85.

! 8.,4. 81—86.

8./4. 80—82.

13./2. 80—82.
24./10. 80—85.

24./4. 81—84.

29./10.

5./5.

7./11.

14./11.

81—86.

81—86.

81-

84-
-86.

-89.

M./11. 84—89.

21./11.26./11.
26./11.

^26./11.
27./12.

!28./11.
!

28./11.

28./11.
10./6.

84—89.

82—87.

80—85.

85—91.

85—91.
81—86.

81—86.

82—87.

81—86.

10./6. 81—86.

10./12. 82—87.

17./12. 82—87.

17./12. 82—87.
80—85.

82—87.

89—99.

19./12.

31./12.
13./12.

22./12. 84—94.
20.,12.91—1901.

20./12. 86—96.

Der Erste Staatsanwalt: Lützeler.



300. 262. Durch Urtheil des hiesigen Königlichen Land¬

gerichts vom 24. Februar 1880 ist die Ottilie Friese,

Clavierlehrerin aus Creseld, gegenwärtig in der Rheini¬

schen Provinzial-Jrrenanstalt zu Grafenberg detinirt,

für interdicirt erklärt worden.

Die Herren Notarien meines Amtsbezirks ersuche ich

der Vorschrift des Art. 501 B. G. B. zu genügen.

Düsseldorf, den 18. März 1880.

Der Erste Staatsanwalt: vou Guerard.

30t. 263. Durch Urtheil des hiesigen Königlichen Land¬

gerichts vom 24. Februar d. I. ist die Wittwe Caspar

Dohle, Christine, geborneu Klerx aus Reydt, gegen¬

wärtig in der Rheinischen Provinzial-Jrrenanstalt zu

Grafenberg detinirt, für interdicirt erklärt worden.

Die Herren Notarien meines Amtsbezirks ersuche ich

der Vorschrift des Art. 501 B. G. B. zu genügen.

Düsseldorf, den 18. März 1880.

Der Erste Staatsanwalt: von Guerard.302 272 Bergisch Märkische Eisenbahn
Auf Grund des Allerhöchsten Erlasses vom 21. Februar

d. I., Gesetz-Sammlung Seite 49, werden die bisher

für die Verwaltung des Bergisch-Märkischen Eisenbahn-

Unternehmens eingesetzten Königlichen Eisenbahn-Com¬

missionen zu Aachen, Düsseldorf, Essen, Hagen, Altena

und Cassel mit dem 1. April d. I. aufgelöst, und an

ihrer Stelle gemäß der durch den Allerhöchsten Erlaß

vom 24. November 1879 genehmigten „Organisation

der Verwaltung der Staatseisenbahnen und der vom

Staate verwalteten Privatbahnen" (Deutscher Reichs-

uud Königlich Preußischer Staats - Anzeiger vom
26. Februar 1880 Nr. 49)Königliche Eisenbahn - Vetriebsämter
an denselben Orten errichtet.

Die Betriebsämter, deren Verwaltungsbezirke mit

denen der Eisenbahn-Commissionen zusammenfallen,

führen gleich diesen alle Geschäfte der lausenden Bau-

und Betriebs-Verwaltung, soweit dieselben nicht der

Direction oder dem Minister der öffentlichen Arbeiten

vorbehalten sind 12 bis 14 beziehungsweise 4 bis

6 der Organisation), im Wesentlichen in demselben Umfange

wie bisher die Eisenbahn-Commissionen, unter eigener

Verantwortung, mit allen Befugnissen und Pflichten

öffentlicher Behörden: insbesondere sind Beschwerden und

Entschädigungsansprüche aus dem Personen- nnd dem

Güterverkehr, sofern die Abgangs- oder die Ankunfts¬

station in ihren Verwaltungsbezirken belegen ist, zunächst

bei den Betriebsämtern anzubringen.

Die Betriebsämter vertreten ferner innerhalb ihres

Geschäftsbezirks in den zu ihrer Zuständigkeit gehörigen

Angelegenheiten, in gleicher Weise wie bisher die Eisen¬

bahn-Commissionen, die Bergisch-Märkische Eisenbahn-

Verwaltung selbstständig, so daß sie auch ohne besonderen

Auftrag, durch ihre Rechtshandlungen, Verträge, Processe,

Vergleiche ?c. für die Verwaltung Rechte erwerben und
Verpflichtungen übernehmen.

Die Betriebsämter sind jedoch nicht, wie bisher die

Eisenbahn-Commissionen, Abtheilungen der Direction,

sondern derselben instanzmäßig untergeordnet. Es sind

deshalb Beschwerden über Verfügungenund Anordnungen
der Betriebsämter nicht mehr an den Minister der öffent¬
lichen Arbeiten, sondern an die unterzeichnete Direction
zn richten, welche als Beschwerde-Instanz über sie
entscheidet.

Der Direction verbleiben zur unmittelbaren geschäft¬
lichen Erledigung, wie bisher, jedoch mit theilweise er¬
weiterter Zuständigkeit, alle generellen und auf das
Gesammtuuternehmeubezügliche» Angelegenheiten,insbe¬
sondere die Festsetzungder Fahrpläne, die Normirung,
Auslegung und Anwendung der Tarife, die Vertheilung
der Wagen, die Beschaffung von Betriebs - Mitteln und
-Materialien :c. ?c.

Elberseld, deu 23. März 1880.
KöniglicheEisenbahn-Direction.

303. 273. Das bevorstehende Studien-Semester unserer
Universität nimmt mit dem 15. April e. seinen gesetz¬
lichen Anfang. Indem wir dies hierdurch zur allge¬
meinen Kenntniß bringen, machen wir Diejenigen, welche
die Absicht haben, die hiesige Universität zu besuchen,
darauf aufmerksam, daß sie sich pünktlich mit dem Be¬
ginne des Semesters hier einzufindenhaben, um sich da¬
durch vor den Nachtheilen zu bewahren, welche ihnen
durch das Versäumen des Anfangs der Vorlesungen un¬
ausbleiblich erwachsen müssen. Zugleich ersuchen wir
hiermit die Eltern und Vormünder der Studirenden,
auch ihrerseits zur Beobachtungdieses wichtigen Punktes
der akademischen Disciplin möglichst mitzuwirken. In
Ansehung derjenigen Studirenden, welche auf Grund
vorschriftsmäßigerDürftigkeits-Attestedie Wohlthat der
Stundung des Honorars für die Vorlesnngenin Anspruch
zu nehmen beabsichtigenoder um ein akademisches Sti¬
pendium sich bewerben wollen, bemerken wir, daß nach
neueren gesetzlichen Vorschriften derartige Gesuche bei
Vermeidung der Nichtberücksichtiguug,und zwar die
Stundungsgesucheinnerhalb der ersten Woche uud die
Gesuche um Verleihung eines Stipendiums innerhalb
der ersten vierzehn Tage nach dem gesetzlichenAn¬
sänge des Semesters von den Petenten in Person einge¬
reicht werden müssen, und daß von denjenigen Stu¬
direnden, welchen die Wohlthat der Stundung bereits
zuerkannt worden ist, unter dem Präjudiz des Verlustes
ihrer Berechtigung von dem erhaltenenStnndnngsscheine
innerhalb der ersten Woche nach dem gesetzlichenAn¬
fange des Semesters bei der Qnästnr Gebranch gemacht
werden muß.

Bonn, den 19. März 1880.
Rektor und Senat

der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität.
304- 274. Die Jmmatricnlation für das bevorstehende
Studien-Semester findet vom 12. April an bis zum
7. Mai iucl. statt. Später können nach den bestehenden
Vorschriften nur diejenigenStudirenden noch immatri-
culirt werden, welche die Verzögerung ihrer Anmeldung
durch Nachweisuug gültiger Verhinderungsgründe zu ent¬
schuldigen vermögen. Behufs der Jmmatricnlation haben
1. diejenigen Studirenden, welche die Universitäts-Stndien
beginnen, insofern sie Inländer sind, ein vorschrists-



mäßiges Schulzeugniß und, falls sie Ausländer sind,

einen Paß oder sonstige ausreichende Legitimations-

Papiere, 2. diejenigen, welche von anderen Universitäten
kommen, außer den vorstehend bezeichneten Papieren noch

ein vollständiges Abgangs-Zengniß von jeder früher be-

snchtenUniversität vorzulegen. Diejenigen Inländer,welche
keine Maturitäts-Prüsnng bestanden, beim Besuche der

Universität auch nur die Absicht haben, sich eine all¬

gemeine Bildung für die höheren Lebenskreise oder eine

besondere Bildung für ein gewisses Bernsssach zu geben,

ohne daß sie sich für den eigentlichen gelehrten Staats¬

oder Kirchendienst bestimmen, können auf Grund des

H. 3 der Vorschriften vom 1. Oktober 1879 nur nach

vorgängiger, ihnen hierzu Seitens des Königlichen Uni-

versitäts-Curatoriums ertheilter Erlaubniß immatricnlirt
werden.

Bonn, den 19. März 1880.
Die Jmmatricnlations-Commission.

Sicherhetts Polizei.
303. 269. Im Besitze eines wegen Diebstahls Jn-

haftirten haben sich folgende Gegenstände vorgefunden:
I. eine ganz neue goldene Damenuhrkette mit einer

Quaste; 2. eine silberne Damenuhrkette; 3. eine ganz

neue goldene doppelte Damenuhrkette mit zwei Quasten;
4. eine anscheinend ältere goldene Herrenuhrkette mit
emaillirten Schieber und Uhrschlüssel; 5. eine ältere

goldeue Ankeruhr mit Gravüre und der Firma lZlonäls
Ä Nr. 15 385, auf der Rückseite eiugravirt eine

Scene in einem Maleratelier, daran eine neue Stahl-

Herrennhrkette mit großen Gliedern und daran ein
schweres goldenes Medaillon, schwarz emaillirt mit Ein-

ö«

richtung für zwei Bilder; 6. eine alte silbern« Cylinder¬

uhr Nr. 12 390 i. o. ohne Firma, daran eine ganz
neue goldene Ringelkette, Herrenuhrkette mit Haken, an
derselben hängend zwei schwere goldene Medaillons,

jedes mit einem schwarzen Stein, das eine mit Einrich¬

tung für zwei, das andere mit solcher für vier Bilder;

7. ein ebenfalls neues goldenes fchwarz emaillirtes
Medaillon mit Einrichtung für zwei Bilder und ein

altes goldenes Medaillon mit Steinen desgleichen.

Etwaige Bestohlene werden hiermit aufgefordert sich
beim unterzeichneten Gerichte zu melden. (I. I. 261
äs 80 III b. 1526.)

Essen, den 16. März 1880.

Königliches Landgericht.

Der Untersuchungsrichter II. Rosendahl.

306. 277. Kommuual-Verwaltuug.

Bestätigt ist: s,. die Wahl des bisherigen Bürger¬
meisters Fischer zum Bürgermeister der Stadt Geldern

auf die gesetzliche Amtsperiode von 12 Jahren; d. die

Wahl des Kausmauues und Ackerwirths Heinr. Herfeld
zum zweiten Beigeordneten der Stadtgemeinde Kempen.

L. Bau-Verwaltung.

Die Kreisbaumeister Mertens in Wesel, Radhoff in
Gelvern, Moeller in Solingen, Everding in M.-Glad-

bach, sowie der Landbaumeister von Perbandt in Düssel¬

dorf, sind zu Bauiuspectoreu ernannt worden.

L. Schnl-Verwaltnng.

Der katholische Pfarrer Berx zu Hackeubroich ist zum

Lokalschul-Jnspector der katholischen Volksschulen zu
Hackeubroich und Delhoven ernannt worden.

307 278 Zusammenstellung
Nr. der der in den öffentlichen Anzeigern Nr. 32, 33 und 34 zur Besetzung angezeigten, Meldung

Bekanntm. gegenwärtig vakanten Dienststellen. bis zum

1014 Klassenlehrer an den evangelischen Volksschulen in Duisburg. Einkommen: 1350Mark, steigend

von 3 zu 3 Jahren um 150 Mark bis 2100 Mark :c. sofort.

1015 Klassenlehrer an der evangelischen Wichelhausberger Volksschule in Barmen. Einkommen:

1200—1350 Mark, für definitiv Angestellte 1500—1800 resp. 2100 Mark. 4/4

1016 Lehrer an der katholischen Volksschule in Millrath, Kreis Mettmann. Einkommen: 1350 Mark

und freie Wohnung. —

1017 Hauptlehrer au der katholischen Volksschule in Stoppenberg, Kreis Essen. Einkommen: 1350
Mark und freie Wohnung ?c. schleunigst

1063 Klassenlehrerin an der kath. St. Joh. Schule in Essen. Einkommen: 1050 M,, steigend bis

1200 M. und sreie Wohnung. 12/4

1064 Lehrer an der evangelischen Volksschule in Richrath, Kreis Mettmann. Einkommen: 1200 Mark.

'xdiqirt im Büreau der Königlichen Regierung — Gedruckt bei ?, Voß & Co., Königlichen Hofbuchdruckernin Düsseldorf
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